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Editorial

Nur Mut

Schön ist es schon, wenn man von Menschen hört, die durch ihr Unternehmen über 
sich hinauswachsen, die mutig sind und tun, was nötig ist, oder auch nur, was ihnen 
abseits aller Konventionen richtig erscheint. 

Aber ist es auch mutig und nötig, die eigene Familie an diesen Entwicklungen teilneh-
men zu lassen?

Ein Familienunternehmen hat das Ziel eines langfristigen Erfolgs und Werte, die tief 
verwurzelt sind – ein „Wir-Gefühl“ anstatt des oft vordergründig profitorientierten 
„Ich-Denkens“. In der heutigen Zeit der Krisen und der Überregulierung erfordert es 
verlässliche Werte und eine Kultur, die auch in Sturmzeiten hält.

Es gibt eine Menge, was man heute tun kann, auch jenseits aller ausgefeilten Strate-
gien. So zeigen uns die Autoren dieser Ausgabe, dass durch eine höhere Transparenz 
und Abstimmung „Bewährtes“ im Unternehmen sich weiter bewähren kann und 
„Neues“ entsteht.

Uns allen wünsche ich, dass wir über uns hinauswachsen, den Mut zum richtigen 
Zeitpunkt haben und tun, was nötig ist.

Ihr

Michael Kozikowski
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Wer in diesen Tagen einen deutschen Mittelständler besucht, mag sich angesichts 
der Betriebsamkeit in den Werkshallen fragen, ob die Banken-Finanzmarkt-Wirt-
schafts-Staatsschuldenkrise nur ein Spuk ist. Natürlich hatten die Familienunter
nehmen in der Überwindung der Krise das Glück des Tüchtigen, etwa als aus Asien 
rechtzeitig eine neue Auftragswelle anrollte. Hätte die Rezession nur etwas länger 
gedauert, hätte das Festhalten an der wertvollen Stammbelegschaft so manchen 
Betrieb in finanzielle Not treiben können. So aber hat sich die Treue zum wertvollsten 
Kapital der Unternehmen, den gut ausgebildeten Facharbeitern, ausgezahlt. Familien-
unternehmer sind in diesem Punkt übrigens voll des Lobes für die damalige Bundes-
regierung, die mit der Verlängerung der Kurzarbeit den besten Einfall aller westlichen 
Regierungen zur Bekämpfung und Dämpfung der Krise hatte.

Deutschland hat sein international bestauntes Wirtschaftswachstum zu großen Teilen 
seinem Mittelstand zu verdanken. Die entscheidenden Weichen für den Aufschwung 
haben die Betriebe selbst gestellt. Sie haben die profitablen Jahre genutzt, um Kapital
polster aufzubauen. Sie haben stille Reserven gebildet, von denen sie in schwierigen 
Zeiten zehren konnten. Und sie haben sich professionelle Strukturen zugelegt, sind 
frühzeitig ins Ausland gegangen und haben gelernt, im Krisenfall schnell und entschlos
sen auf die Kostenbremse zu treten, ohne den Bestand des Unternehmens zu riskie-
ren. Vor allem aber haben die Inhaber zusammen mit den Betriebsräten oder Gewerk-
schaften alle Möglichkeiten flexibler Arbeitszeiten genutzt, um nach der Krise mit 
motivierten Mitarbeitern wieder angreifen zu können.

Die wirtschaftswissenschaftliche Forschung belegt, dass Familienunternehmer weni-
ger Schulden aufnehmen, nachhaltiger wirtschaften und seltener und weniger Leute 
entlassen. Familienunternehmen engagieren sich zudem stärker für ihre Gemeinde, 
für das Gemeinwohl und legen weniger Wert auf kurzfristige Profitmaximierung. Dies 
unterscheidet sie von großen Kapitalgesellschaften, die von der Börse getrieben wer-
den und im Namen anonymer Anteilseigner angeblich jedes Quartal ihr Ergebnis ver-
bessern müssen. So entsteht rund um Familienunternehmen ein starkes „Wir-Gefühl“ 
– im Unterschied zum „Ich-Denken“ der meisten angestellten Konzernmanager. 

Diese Unterschiede werden von der Bevölkerung wahrgenommen. Unter den Gehalts
exzessen mancher Manager auf Zeit und dem Versagen vieler Boni-Banker hat der 
gute Ruf der Familienunternehmer nicht gelitten. Bemerkenswert ist, dass im politi-
schen und medialen Raum noch immer Konzernmanager dominieren. Die Ursache  
für die einseitige öffentliche Wahrnehmung liegt in der betonten Zurückhaltung der 

Schwerpunktthema: Familienunternehmen

Das Unternehmen in der Familie  

Holger Steltzner

Holger Steltzner ist Herausgeber der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ).

© 2011 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Konzerngesellschaft der KPMG Europe LLP und Mitglied  
des KPMG-Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative („KPMG International“),  
einer juristischen Person schweizerischen Rechts, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. KPMG und das  
KPMG-Logo sind eingetragene Markenzeichen von KPMG International.



Audit Committee Quarterly III/2011       5

Schwerpunktthema: Familienunternehmen

Unternehmer, für die es gute Gründe gibt. Obwohl Familienunternehmen in ihrer 
Gesamtheit für die deutsche Wirtschaft, die Arbeitsplätze, die Ausbildung und die 
Steuereinnahmen viel wichtiger sind als Kapitalgesellschaften, orientiert sich die Wirt-
schaftspolitik vornehmlich an Konzernen. Offenbar verwechselt die Politik die mediale 
Präsenz der Börsengesellschaften mit ihrer wirtschaftlichen Bedeutung und über-
sieht, dass schon wegen der gesetzlichen Publizitätsvorschriften die veröffentlichte 
Meinung von Konzernen beherrscht wird. 

Man sollte auf der Hut sein, wenn in der Vertrauenskrise nun Großkonzerne die Nähe 
von Familienunternehmen suchen, um ihren angeknacksten Ruf aufzupolieren. Umso 
erstaunlicher ist, dass nun einige empfehlen, den Börsengesellschaften nachzueifern. 
Nach dem Vorbild des „Deutschen Corporate Governance Kodex“ für Kapitalgesell-
schaften machen die Erfinder für den nicht zufällig so genannten „Corporate Gover-
nance Kodex für Familienunternehmen“ Werbung. Im Unterschied zu der vom Bun-
desjustizministerium eingesetzten Regierungskommission, die ein dichtes Regelnetz 
für Börsengesellschaften gesponnen hat, handelt es sich bei dem Kodex für Inhaber-
familien um eine private Initiative. Doch die nimmt für sich in Anspruch, allgemeingül-
tige Empfehlungen abzugeben, die für alle Familiengesellschaften entweder unver-
zichtbar seien oder von denen (nur) in begründeten Ausnahmefällen abgewichen 
werden könne. Offenbar wird versucht, einen Standard zur Führung von Familien
unternehmen zu setzen.

Den Familienunternehmen mit ihren ganz unterschiedlichen familiären Verhältnissen, 
die in unterschiedlichen Branchen und Rechtsformen tätig sind, ist mit einem Ein-
heitskodex nicht gedient. Die rechtliche Basis für den Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex ist das Aktiengesetz mit seiner klaren Rollenverteilung zwischen Vor-
stand, Aufsichtsrat und Hauptversammlung. Solche starren Rechtsformen kennt der 
deutsche Mittelstand nicht. Solange Familienunternehmen von Eigentümern geführt 
oder kontrolliert werden, gibt es dort die typischen Interessenkonflikte von Publikums-
gesellschaften (zwischen Aktionär, mitbestimmtem Aufsichtsrat und angestelltem 
Vorstand) nicht. Deshalb ist die Führung von Börsenkonzernen kein Vorbild für den 
Mittelstand.

Familienunternehmen bevorzugen die vielfältigen Gestaltungsmöglichkeiten des 
GmbH-Gesetzes und des Handelsgesetzbuchs, die den Gesellschaftern genügend 
Spielraum eröffnen, um ihre gesellschaftsrechtlichen Beziehungen zu regeln. Für ein 
Familienunternehmen ist entscheidend, ob ein oder mehrere Gesellschafter in der 
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Geschäftsführung vertreten sind oder nicht. Alles andere folgt daraus, zum Beispiel 
das Verhältnis und die Zuständigkeit von Geschäftsführung und Gesellschafterver-
sammlung samt Überwachungs- und Beratungsgremien.

Familienunternehmen sollten auch deshalb Distanz zum Einheitskodex halten, weil 
das Wirken der Corporate Governance-Kommission zunehmend kritisch hinterfragt 
wird. Der Kodex hat das Verhalten der Verwaltungsorgane von Börsengesellschaften 
standardisiert, aber er hat die Gehaltsexzesse nicht verhindert. Zur Offenlegung der 
Gehälter mussten viele Konzerne vom Gesetzgeber gezwungen werden. Auch den 
traditionellen Wechsel des Vorstandschefs zum Vorsitzenden des Aufsichtsrats (auf 
den auch die Leiter der Regierungskommission nicht verzichten wollten) hat erst der 
Gesetzgeber erschwert. Da kaum einer der heutigen Aufsichtsräte in seiner Zeit als 
Vorstand für eine höhere Zahl von Frauen im Management gesorgt hat, droht der 
Gesetzgeber nun auch noch mit der Einführung einer Frauenquote.

In den meisten Unternehmerfamilien ist die Familie die Fortsetzung des Unterneh-
mens. Wie selbstverständlich nimmt diese Anteil am Schicksal der Mitarbeiter und 
umgekehrt. Weil in der Regel das Unternehmen den Familien auch gehört, investiert 
der deutsche Mittelstand typischerweise vorsichtig und langfristig. Schließlich haftet 
die Familie mit ihrem Vermögen für jede unternehmerische Entscheidung. Dies ist  
der größte und wichtigste Unterschied zu angestellten Konzernmanagern. Für deren 
Fehlentscheidungen müssen Aktionäre oder andere fremde Eigentümer zahlen und 
manchmal sogar der Staat, also die Allgemeinheit der Steuerzahler. Mit ihrem Investi-
tionshorizont über Generationen hinweg sorgen Familiengesellschaften für ein nach-
haltiges Wachstum und wirklichen Wohlstand. 

Die langfristig ausgerichtete Firmenkultur und der Wunsch, den Betrieb an die nächste 
Generation weiterzugeben, ist für Familienunternehmen wichtiger als das Streben 
nach kurzfristigem maximalen Profit. Deshalb täte die Politik gut daran, diese Kräfte in 
Familienunternehmen wirken zu lassen. Gefährlicher als die fragwürdige Besteuerung 
von Mieten und Pachten in der Gewerbesteuer, die versprochene, aber ausbleibende 
Steuervereinfachung, die weiter wachsende Last der Bürokratie oder die Frage nach 
der Frauenquote sind jedoch Pläne zur kräftigen Anhebung der Einkommensteuer
sätze und zur Verschärfung der Erbschaftsteuer. Beides träfe den deutschen Mittel-
stand ins Mark. Denn kaum eine Familie kann es sich leisten, wenn in jeder Generation 
ein Großteil der angesammelten Gewinne durch Erbschaftsteuer ausradiert wird. p
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Zur Nachfolge in Familien
unternehmen 

Prof. Dr. Walter Sigle

Kein Anzug passt für jeden Menschen. Und kein Mustervertrag eignet sich als 
gesellschaftsrechtliche Verfassung für jedes Familienunternehmen. Bei der Re­
gelung der Nachfolge in Familienunternehmen sind wegen der sehr unterschied­
lichen Familienkonstellationen maßgeschneiderte Lösungen lebensnotwendig. 

Die Kautelarpraxis verfügt über ein Arsenal rechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten, mit 
denen sich die Nachfolge in Familienunternehmen in weiten Grenzen nach Belieben 
regeln lässt. Doch für den um seine Nachfolge besorgten Unternehmer ranken sich 
die Fragen zunächst weniger um den rechtlichen Bereich als um Familiäres und den 
Unternehmenserhalt.

Drei Szenarien mögen dies verdeutlichen.

Vor Kurzem klagte mir der Eigentümer eines Hotels und Betreiber von Liftanlagen 
sein Leid. Er stammt aus kleinbäuerlichen Verhältnissen, hat als Kellner in einer 
Berghütte begonnen und die Tochter der Wirtsleute geheiratet. Nicht zuletzt dank 
seiner unternehmerischen Begabung ist aus der Hütte ein beachtliches Hotel ge-
worden, mit Liftanlagen innerhalb eines großen Ski- und Wandergebiets. Es sind 
zwei Kinder vorhanden. Der Sohn ist in eine Großstadt gezogen, hat studiert, ohne 
einen Abschluss zu machen, und ist heute als Sozialarbeiter tätig. In den Augen 
des Vaters hätte er das Zeug zum Hotelier. Aber der Sohn will nicht. Das Verhältnis 
zu ihm ist deshalb gespannt. Die Tochter ist zur Führung des Hotels ungeeignet. 
Es ist der sehnlichste Wunsch des betagten Vaters, dass sein Lebenswerk erhal-
ten und sein Name mit diesem verbunden bleiben möge. Was tun?

Das zweite Szenario ist dieses: Der Mehrheitsgesellschafter und alleinige Ge-
schäftsführer eines Maschinenbauunternehmens ist ein Patriarch im wahrsten 
Sinne. Er hat aus seiner ersten Ehe eine Tochter und einen Sohn sowie aus seiner 
zweiten Ehe einen weiteren Sohn. Alle drei Kinder haben ein betriebswirtschaftli-
ches Studium abgeschlossen. Alle wollen im Unternehmen tätig sein. Dem älte-
ren Sohn hat der Vater von klein auf versprochen, er werde später die führende 
Position im Unternehmen erhalten. Im Laufe der Zeit hat sich jedoch gezeigt, dass 
die Tochter unter den drei Geschwistern die stärkste Führungskraft ist und dass 
die Geschwister in geschäftlichen Dingen nur bedingt harmonieren. Der Patriarch 
hat einen ausgeprägten Familiensinn. Er will es allen recht machen. Was soll er tun?

Prof. Dr. Walter Sigle ist Partner der 
Anwaltskanzlei WALTER SIGLE | 
RECHTSANWÄLTE.

Er war Gründungs- und Namenspartner 
der überregionalen Anwaltskanzlei  
CMS Hasche Sigle, aus der er 2005 aus 
Altersgründen ausschied. Seine Bera­
tungsschwerpunkte sind Familienunter­
nehmen und Unternehmerfamilien. 
Deren Belange kennt er auch aus seiner 
Tätigkeit in zahlreichen Aufsichtsgre­
mien.
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Wieder ganz anders das dritte Szenario. Ein Familienunternehmen der Beklei-
dungsindustrie wurde gleichberechtigt von zwei Brüdern gehalten und geführt. 
Dem durchsetzungsfähigeren gelingt es, einen Teil der Beteiligung des Bruders zu 
kaufen und den Bruder zum Verzicht auf seine Geschäftsführerstellung zu bewe-
gen. Zum Ausgleich wird ein Beirat – ohne nennenswerte Befugnisse – installiert 
mit dem zurückweichenden Bruder als Vorsitzendem. Der nunmehr alles beherr-
schende Bruder hat einen Sohn und eine Tochter. Der Sohn will Archäologe wer-
den. Doch der Vater möchte ihn als seinen Nachfolger haben und überzeugt ihn, 
Betriebswirtschaft zu studieren. Brav macht der Sohn sein Examen. In der Praxis 
zeigt sich aber bald, dass er das Unternehmen nie wird an der Spitze führen kön-
nen. Die Tochter geht andere Wege. Auch im Stamm des Bruders ist niemand, 
der später die Führung übernehmen könnte. Aber selbst wenn dem so wäre!  
– Der Mehrheitsgesellschafter würde nie damit einverstanden sein, dass jemand 
aus dem Stamm des Bruders in eine Führungsposition einrückt. Mit Mitte Siebzig 
spürt der mächtige Bruder, dass seine Kräfte nachlassen.

Im zuerst geschilderten Szenario dachte der Hotelier lange über eine testamenta-
rische Verfügung nach, der zufolge das Hotel und die Liftanlagen in eine gemein-
nützige Stiftung oder in eine Familienstiftung – mit den Kindern als Destinatären – 
eingebracht werden sollten. Den Kindern wäre dann vom Vermögen des Vaters 
dem Werte nach weit weniger als der Pflichtteil verblieben. Sie hätten auf den 
Pflichtteil verzichten müssen. Das wollte der Hotelier den Kindern nicht ansinnen. 
Es ist ihm doch wichtiger, dass die Kinder den vollen Wert seines Nachlasses er-
halten, als dass sein Lebenswerk unter Benachteiligung der Kinder dauerhaft 
verselbstständigt wird. Der Hotelier hat dann erwogen, das Lebenswerk in eine 
Gesellschaft einzubringen und den Kindern die Anteile an der Gesellschaft zu 
vererben. Letztlich war ihm dies zu kompliziert. Er hätte Wege für die Auflösung 
eines Patts vorgeben müssen. Solche Wege gibt es zwar zur Genüge. Aber sind 
sie auch der Größe des Vermögens angemessen? Dauertestamentsvollstreckung? 
Beirat? Einem der Kinder die Mehrheit oder einen Stichentscheid einräumen? 
Welchem und warum? Einen erfahrenen Manager als weiteren Gesellschafter 
hereinnehmen? Was ist, wenn er nicht einschlägt oder ausfällt? Sind die Kinder  
in der Lage, für dessen Kontrolle und letztlich auch für einen Ersatz zu sorgen? 
Respice finem! Der Hotelier findet zu keiner Entscheidung. Vielleicht verkauft  
er das Hotel und die Liftanlagen doch noch zu seinen Lebzeiten. Konkurrenten  
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warten schon darauf. Verkauft er nicht, sind die Kinder mit dem Erbe überfordert. 
Gut wäre es, wenn er für diesen Fall wenigstens ein Testament errichten würde, 
in dem er einem Testamentsvollstrecker die Aufgabe und das Recht zuweist, das 
Hotel und die Liftanlagen zu veräußern, falls die Kinder nicht mit seiner Zustim-
mung eine tragfähige Fortführungslösung vereinbaren. Der Testamentsvollstrecker 
hätte die Aufgabe zu lösen, zu deren Klärung sich der Hotelier nicht durchringen 
konnte.

Fehlt es im ersten Szenario an einem geeigneten Unternehmensnachfolger, sind 
es im zweiten derer zu viele. Auch hat sich der Maschinenbauer in Sachen Nach-
folge zu früh und zu unbedacht geäußert. Dem älteren Sohn die spätere Führung 
zu versprechen zu einer Zeit, zu der die Entwicklung der Schwester und des 
jüngeren Bruders noch nicht überschaubar ist, kann seinen Grund nur in einem alt-
väterlichen Denken haben. Doch nun sind die Dinge einmal so! Die drei Kinder 
sind Geschäftsführer. Die Tochter ist Sprecherin, und der Vater hat den Vorsitz im 
Beirat übernommen. Solange er dieses Amt mit seiner väterlichen Autorität aus-
üben kann, halten sich die Schwierigkeiten in Grenzen. Aber was kommt danach? 
Es kann nur gut gehen, wenn der Beirat eine starke rechtliche Position hat. Der 
Beirat muss insbesondere die Möglichkeit haben, auch Gesellschafter-Geschäfts-
führer abzuberufen und Gesellschafter und Nichtgesellschafter zu Geschäfts
führern zu bestellen. Er muss das Recht haben, eine Geschäftsordnung für die 
Geschäftsführung zu erlassen und die Geschäftsverteilung zu regeln. Die starke 
rechtliche Position bietet für sich allein jedoch noch nicht die notwendige Gewähr. 
Der Beirat muss auch gut besetzt sein. Es ist Fachkompetenz gefragt. Zumindest 
ein Mitglied sollte über Erfahrungen im Umgang mit Familiengesellschaften ver-
fügen und vertrauensvoll in schwierigen Familiensituationen vermitteln können. 
Managern, die ihr Leben lang in börsennotierten Aktiengesellschaften tätig waren, 
fehlt diese Voraussetzung zumeist. Nicht zuletzt sollte die Unternehmerfamilie 
durch ein nicht geschäftsführendes Mitglied im Beirat vertreten sein. Auf einschlä-
giges Fachwissen kommt es bei diesem Mitglied nicht an. Wichtiger ist, dass  
das Mitglied vom Vertrauen möglichst vieler Gesellschafter getragen wird. Es gibt 
genügend Mechanismen, wie man eine solche Besetzung des Beirats sicher
stellen kann. 

Seit im dritten Szenario der Mehrheitsgesellschafter begann, sich mit der Nachfol-
geregelung zu befassen, sind über 35 Jahre vergangen. Er machte damals seinem 
Bruder den Vorschlag, die Rechte des Beirats zu stärken und die Mitglieder des 
Beirats zu veranlassen, mit Mitteln des Unternehmens eine kleine GmbH zu grün-
den und sich mit dieser kleinanteilig an der Familiengesellschaft zu beteiligen. Der 
kleine Kapitalanteil sollte in der Familiengesellschaft mit einem Stimmrecht von 
25 Prozent aller Stimmen ausgestattet werden. Der Mehrheitsgesellschafter war 
bereit, sich als Geschäftsführer den starken Rechten des Beirats zu unterwerfen 
und als Gesellschafter das Stimmrecht der GmbH hinzunehmen. Bedingung war, 
dass der Bruder auf den Vorsitz im Beirat verzichtete. Außerdem wollte sich der 
Mehrheitsgesellschafter für eine gewisse Zeit vorbehalten, das Rad wieder zu-
rückzudrehen, falls die Lösung aus seiner Sicht nicht klappen sollte. Der Bruder 
war mit allem einverstanden, und in den Augen des Mehrheitsgesellschafters 
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funktionierte die Lösung. Wenige Jahre danach legte der Mehrheitsgesellschafter 
die Geschäftsführung nieder und trat in den Beirat ein, ohne dort den Vorsitz zu 
übernehmen. Sein Sohn wurde unter dem Vorsitz eines Familienfremden Ge-
schäftsführer. Der Mehrheitsgesellschafter und sein Bruder starben. Auch der 
Sohn ist inzwischen tot. Ein Enkel ist heute Mitglied der Geschäftsführung. Von 
den ersten Beiratsmitgliedern ist keines mehr im Amt. Die Beteiligungen an der 
kleinen GmbH wurden satzungsgemäß jeweils ohne Entgelt auf die nachfolgen-
den Beiratsmitglieder übertragen. Der Gesellschaftsvertrag, den die Brüder zu-
letzt unterzeichnet haben, ist nahezu unverändert in Kraft. Der Beirat hat stets mit 
Erfolg das Seine getan, um den Frieden unter den Gesellschaftern zu wahren und 
die Geschäftsführung gut zu besetzen.

 
Die drei Szenarien stehen insofern beispielhaft für viele Familienunternehmen, als im 
ersten Szenario überhaupt kein Familienmitglied für die Nachfolge in der Geschäfts-
führung zur Verfügung steht, im zweiten mehrere geeignete, aber nicht unbedingt 
harmonierende Familienmitglieder vorhanden sind und im dritten das einzige in Be-
tracht kommende Familienmitglied nur bedingt geeignet ist. Doch Familienunter
nehmen unterscheiden sich auch in vielen anderen Bereichen. So kann die Zahl der 
Gesellschafter groß oder klein sein. Das Unternehmen kann unter eigensüchtigem 
Stammesdenken leiden. Es können Spannungen zwischen den geschäftsführenden 
und den nicht geschäftsführenden Gesellschaftern bestehen – namentlich wenn die 
geschäftsführenden den nicht geschäftsführenden gegenüber zu selbstherrlich auf-
treten. Die geschäftsführenden oder auch die nicht geschäftsführenden Gesellschaf-
ter können die Mehrheit haben. Es können Querulanten zum Gesellschafterkreis 
gehören. Gesellschafter können in ihrem Lebenszuschnitt entscheidend von den 
Erträgen ihrer Beteiligung abhängen. Die Geschäfte können nachhaltig gut oder 
schlecht gehen. Und so weiter ... All diese unterschiedlichen Verhältnisse müssen bei 
der Nachfolgeregelung in Betracht gezogen werden. Das macht für die Gesellschafter 
eine Einigung oft so schwer und für die Berater die Aufgabe besonders verantwor-
tungsvoll und zeitaufwendig. 

Es ist wie bei einem maßgeschneiderten Anzug! Dieser mag bei seiner Fertigstellung 
eine exzellente Passform haben. Wenn sich der Körper, auf den er zugeschnitten ist, 
später ändert, sich dehnt oder schrumpft, wenn er verkrüppelt oder Gliedmaßen ver-
liert, dann passt der Anzug nicht mehr. Manchmal ist es mit kleinen Änderungen ge-
tan. Zuweilen muss aber ein ganz neuer Anzug her – oder auch ein neuer Schneider! p
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Die Europäische Aktiengesellschaft (SE) 
– Rechtsformalternative für Mittelstand 
und Familienunternehmen Dr. Stefan Middendorf

Seit 2004 erweitert die Europäische Aktiengesellschaft (SE) den Kanon der 
Rechtsformen, der deutschen Unternehmen zur Verfügung steht. Nach einem 
eher zögerlichen Start sind mittlerweile vier Europäische Aktiengesellschaften 
im DAX vertreten, allen voran die Allianz SE, die sich 2006 als erstes DAX-Unter­
nehmen dazu entschloss, als SE zu firmieren. Die weit überwiegende Mehrheit 
von SE-Gründungen in Deutschland ist jedoch nicht bei börsennotierten Gesell­
schaften zu verzeichnen, sondern bei mittelständischen Unternehmen, und hier 
wiederum bei Familienunternehmen. Prominente Beispiele hierfür sind etwa  
die Deichmann SE, der Pumpenhersteller WILO SE oder die Automobilhandels­
gruppe AVAG Holding SE. 

Der naheliegendste Grund für die Beliebtheit der SE bei Mittelstand und Familien
unternehmen ist die zunehmende Internationalisierung. Als europäische Rechtsform 
dokumentiert die SE das unternehmerische Selbstverständnis international tätiger 
Unternehmensgruppen. Vor allem aber erleichtert die SE im Rahmen der internatio
nalen Expansion Akquisitionen im EU-Ausland, weil als Käufer kein deutsches Unter-
nehmen auftritt, sondern eine europäische Unternehmensgruppe. Schließlich ist die 
Akzeptanz der SE auf den internationalen Kapitalmärkten im Vergleich zu nationalen 
Rechtsformen selbst in denjenigen Zeiten höher, in denen der europäische Wirt-
schaftsraum insgesamt unter Druck steht. 

Gerade für Familienunternehmen dürften zwei weitere Vorteile der SE von ausschlag-
gebender Bedeutung bei der Rechtsformwahl sein. Zum einen kann die SE unter Wah
rung ihrer Rechtspersönlichkeit und ohne vorherige Auflösung ihren Verwaltungs- und 
Satzungssitz in einen anderen Mitgliedstaat der EU verlegen. Praktisch führt das zu 
einer Wahlmöglichkeit des Unternehmers hinsichtlich des Erbschaftsteuerregimes. 
Zum anderen können Familienunternehmer mit der SE die Finanzierungsmöglichkei-
ten einer Aktiengesellschaft nutzen, ohne die Entscheidungsbefugnisse an familien-
fremde Manager abgeben zu müssen. Möglich macht dies die nur in der Unternehmens-
verfassung der SE vorgesehene Wahlmöglichkeit zwischen dem von der deutschen 
Aktiengesellschaft her bekannten dualistischen System mit einem weitgehend unab-
hängigen Vorstand als Leitungs- und einem Aufsichtsrat als Kontrollorgan einerseits 
und dem monistischen System andererseits mit einem Verwaltungsrat, der die Aufga-
ben des Leitungs- und Kontrollorgans in sich vereint. Die Geschäftsführung in einer 
monistischen SE obliegt den geschäftsführenden Direktoren, die vom Verwaltungsrat 
bestellt werden und dessen Weisungen strikt unterworfen sind. Da die geschäftsfüh-
renden Direktoren dem Verwaltungsrat zwar angehören können, dies jedoch nicht 

Dr. Stefan Middendorf ist Rechtsanwalt, 
Fachanwalt für Arbeitsrecht und Partner 
der KPMG Rechtsanwaltsgesellschaft 
mbH. Zu seinen Beratungsschwerpunk­
ten gehören neben internationalen 
Unternehmenstransaktionen und be­
trieblichen Restrukturierungen vor allem 
die Beratung von Unternehmen beim 
Formwechsel in Europäische Aktienge­
sellschaften.
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zwingend vorgeschrieben ist, kann der Unternehmer als Vorsitzender des Verwal-
tungsrats zugleich auch Vorsitzender der Geschäftsführung sein und so die Leitungs- 
wie auch die Kontrollfunktion in sich vereinen. Praktisch ist es bei der SE also möglich, 
die personalistischen Strukturen der GmbH beizubehalten und dies mit den Vorteilen 
einer kapitalmarktfähigen Gesellschaftsform zu verknüpfen. 

Gerade für deutsche Unternehmen wird schließlich häufig die Mitbestimmung aus
schlaggebend für die Rechtsformwahl zugunsten der SE sein. Dies belegt nicht zu-
letzt auch eine von der EU-Kommission in Auftrag gegebene Studie aus dem Jahr 
2010. Die SE unterliegt nicht den deutschen Mitbestimmungsgesetzen, also weder 
dem Drittelbeteiligungsgesetz noch dem Mitbestimmungsgesetz. Stattdessen wird 
das Mitbestimmungsstatut der SE zwischen Vertretern der europäischen Belegschaft 
und der Leitung der SE im Verhandlungswege ausgestaltet. Dabei sind die Parteien 
grundsätzlich in der Ausgestaltung der unternehmerischen Mitbestimmung frei. 
Lediglich bei der Gründung der SE durch Umwandlung einer deutschen AG bestehen 
insofern Restriktionen, als in der SE das gleiche Mitbestimmungsniveau gewährleis-
tet sein muss, das in derjenigen Gesellschaft besteht, die in eine SE umgewandelt 
wird. Erfolgt die Umwandlung eines Unternehmens in eine SE zu einem Zeitpunkt, in 
dem die durch das DrittelbG bzw. das MitbestG vorgegebenen Schwellenwerte von 
500 bzw. 2.000 Arbeitnehmer noch nicht erreicht sind, kann das zum Zeitpunkt der 
Umwandlung bestehende Mitbestimmungsniveau dauerhaft festgeschrieben wer-
den. Dies gilt auch dann, wenn diese Schwellenwerte nach der Gründung der SE er-
reicht werden. Praktisch bietet die SE also die Möglichkeit, das in einer Gesellschaft 
bestehende Mitbestimmungsniveau zu perpetuieren. 

Selbst für Unternehmen, die bereits einen Aufsichtsrat haben, kann die SE unter Mit-
bestimmungsgesichtspunkten von Interesse sein. Unternehmen, die dem DrittelbG 
unterfallen, können die Bildung eines paritätisch und zudem mit unternehmensfrem-
den Gewerkschaftsvertretern besetzten Aufsichtsrats durch rechtzeitige Gründung 
einer SE vor Erreichen des Schwellenwerts von 2.000 Arbeitnehmern vermeiden. 
Unternehmen, die bereits der paritätischen Mitbestimmung unterliegen, können ge-
meinsam mit den Arbeitnehmern ein maßgeschneidertes Mitbestimmungsstatut für 
ihr Unternehmen vereinbaren. Das Spektrum von Möglichkeiten reicht hierbei von der 
Verkleinerung des Aufsichtsrats über die Entsendung ausländischer Arbeitnehmer-
vertreter in den Aufsichtsrat bis hin zur administrativen Optimierung, vor allem durch 
den Verzicht auf die ausgesprochen aufwendigen Aufsichtsratswahlen.

Die Gründung einer SE kann auf verschiedenen Wegen erfolgen. Gesetzlich vorgese-
hen sind die grenzüberschreitende Verschmelzung von mindestens zwei Aktienge-
sellschaften, die Errichtung einer Holding-SE durch Gesellschaften aus mindestens zwei 
verschiedenen Mitgliedstaaten, die Gründung einer Tochter-SE durch Unternehmen 
zweier verschiedener Mitgliedstaaten sowie die Umwandlung einer in einem EU-Mit-
gliedstaat bestehenden Aktiengesellschaft, sofern diese seit mindestens zwei Jahren 
eine dem Recht eines anderen Mitgliedstaats unterliegende Tochtergesellschaft hat. 
Dieser grundsätzlich abschließende Katalog von Gründungsformen sieht die Errich-
tung einer SE in Form einer originären Unternehmensgründung nicht vor. Ungeachtet 
dessen besteht die Möglichkeit der Gründung einer SE als Vorratsgesellschaft, so-
dass die SE praktisch sowohl als Gründungsform als auch zur Verschmelzung von Ge-
sellschaften, die die Voraussetzungen für eine Umwandlung in eine SE nicht erfüllen, 
zur Verfügung steht. Hiervon wird in der Praxis trotz der nicht abschließend geklärten 
mitbestimmungsrechtlichen Fragestellungen rege Gebrauch gemacht. p
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Rechnungslegung in Familien-
unternehmen  
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Prof. Dr. Christian Fink ist Inhaber einer 
Professur für Allgemeine Betriebswirt­
schaftslehre, insbesondere externes 
Rechnungswesen und Controlling, an 
der Hochschule RheinMain in Wiesba­
den. Er ist zudem in der Vereinigung zur 
Mitwirkung an der Entwicklung des 
Bilanzrechts für Familiengesellschaften 
e.V. (VMEBF) aktiv.

Trotz ihrer gesamtwirtschaftlich herausragenden Bedeutung bleiben die Fami­
lienunternehmen bei der Entwicklung angemessener Rechnungslegungsstan­
dards weitestgehend unberücksichtigt. So rücken zwar sowohl der deutsche als 
auch internationale Standardsetter den familiengeführten Mittelstand verstärkt 
ins Zentrum spezifischer Projekte, eine auf die Bedürfnisse der Familienunter­
nehmen zugeschnittene Bilanzierung konnte jedoch bislang durch keines dieser 
Vorhaben – sei es das Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz oder den IFRS for 
SMEs – umgesetzt werden.

Besondere Herausforderungen für Familienunternehmen
Familienunternehmen prägen in nicht unerheblichem Maße die deutsche Unterneh-
menslandschaft. Nach einer aktuellen Untersuchung der Stiftung Familienunter
nehmen beträgt der Anteil familienkontrollierter Unternehmen in Deutschland rund  
93 Prozent (im Internet abrufbar unter www.familienunternehmen.de). Verglichen da-
mit ist der Anteil der knapp 2.000 kapitalmarktorientierten Unternehmen in Deutsch-
land verschwindend gering.

Die geringe Beachtung der vor allem mittelständischen Familienunternehmen durch 
die nationalen wie internationalen Standardsetter ist nicht zuletzt auf das vorwiegende 
Interesse der Öffentlichkeit an den großen, börsennotierten Gesellschaften zurück
zuführen. So werden Familienunternehmen fälschlicherweise oftmals als Synonym 
für Kleinunternehmen verstanden. Fakt ist hingegen, dass Familienunternehmen jed-
wede Unternehmensform und -größe verkörpern können, von der kleinen Familien
bäckerei mit zwei Angestellten bis hin zu Industriekonglomeraten mit einem Umsatz 
in Milliardenhöhe. Aber auch die Bilanzskandale der vergangenen Jahre und die da-
durch entfachte Diskussion um den Schutz und die Funktionsfähigkeit der Kapital-
märkte haben die Arbeit der Standardsetter maßgeblich geprägt. Diese Ausrichtung 
des nationalen wie internationalen Bilanzrechts trägt den Besonderheiten der Fami
lienunternehmen jedoch kaum Rechnung.

Abschlussadressaten und deren Bedürfnisse in Familienunternehmen
Die Gesellschafter eines Familienunternehmens – ggf. auch die Hausbank – stellen 
regelmäßig die wichtigste Adressatengruppe für Abschlussinformationen dar. Als 
problematisch erweist es sich dabei, dass die Gesellschafter von Familienunterneh-
men meist andere Prioritäten setzen als anonyme Kapitalmarktinvestoren. Dies be-
trifft zum einen den Umfang der geforderten Daten, zum anderen deren Relevanz. 
Laut einer Studie der Vereinigung zur Mitwirkung an der Entwicklung des Bilanzrechts 
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für Familiengesellschaften (VMEBF) haben die Familienunternehmer im Gros der Fälle 
einen direkten und uneingeschränkten Zugang zu unternehmensinternen Informatio-
nen (im Internet abrufbar unter www.vmebf.de). Ähnliches gilt für die Hausbanken, 
denen auf Anfrage meist ein weitreichender Einblick in die Unternehmensdaten ge-
währt wird. Von der Notwendigkeit einer Pflichtversorgung der Kapitalgeber durch die 
externe Jahresberichterstattung kann also nicht ausgegangen werden. Insofern hat 
hier auch die Frage nach der ggf. ungewollten Transparenz durch die mögliche Ein-
sichtnahme durch Wettbewerber ein besonderes Gewicht. Aber auch hinsichtlich der 
Informationsinteressen unterscheiden sich die Gesellschafter von Familienunterneh-
men erheblich von anonymen Kapitalmarktteilnehmern. So legen die Gesellschafter 
von Familienunternehmen laut der oben genannten Studie bzgl. der Anhangangaben 
vor allem Wert auf leicht nachvollziehbare und gut verständliche Bilanzdaten wie 
Eigenkapital oder liquide Mittel. Komplexe und als schwer nachvollziehbar empfun-
dene Daten wie latente Steuern oder Pensionsrückstellungen gelten dagegen als eher 
unwichtig. Daraus kann gefolgert werden, dass die Gesellschafter eines Familien
unternehmens hohen Wert auf ein ausgewogenes Kosten-Nutzen-Verhältnis bzgl. 
Datenermittlung, -bereitstellung und -verarbeitung legen. Aber auch die Bedeutung 
weiterer Daten des Geschäftsberichts, so z. B. der Ergänzungsrechnungen oder des 
Lageberichts, wurde im Rahmen der Studie untersucht. Besondere Bedeutung mes-
sen die Befragten hierbei zukunftsorientierten und strategischen Informationen bei, 
wie sie regelmäßig im handelsrechtlichen Lagebericht zu finden sind. Geringe Bedeu-
tung haben hingegen die Angabe von Zeitwerten oder die Nachhaltigkeitsberichter-
stattung.

Anwendungsprobleme internationaler Rechnungslegungsstandards
Die IFRS sind grundsätzlich an den Bedürfnissen und Interessen des Kapitalmarkts 
ausgerichtet. Dabei wird der verstärkten Zeitwertbewertung eine stetig steigende 
Relevanz eingeräumt. Dies liegt u. a. daran, dass der anonyme Kapitalmarktinvestor 
seine Kauf- / Verkaufentscheidungen oft auf Basis kurzfristiger Zeitwertschwankungen 
trifft und daher ein besonderes Interesse an Zeitwertinformationen hat. Im Gegensatz 
dazu ist der Familienunternehmer meist am langfristigen Erhalt des Unternehmens 
interessiert. Kurzfristige Zeitwertdaten sind in diesem Zusammenhang weitgehend 
irrelevant.

Probleme resultieren für Familienunternehmen vor dem Hintergrund der primären 
Fokussierung der IFRS auf gelistete Unternehmen z. B. aber auch aus der Anwendung 
einzelner Standards bei Unternehmen in der Rechtsform der Personengesellschaft. 
Dies lässt sich besonders eindrucksvoll am Beispiel der Eigenkapitalabgrenzung 
zeigen. Nach IAS 32 stellt ein Finanzinstrument mit Inhaberkündigungsrecht, dessen 
Rücknahme sich der Emittent nicht entziehen kann, grundsätzlich Fremdkapital dar. 
Für deutsche Personengesellschaften bedeutete dies einen Ausweis der Kapital
anteile der Gesellschafter im IFRS-Abschluss als Fremdkapital, da der Gesellschaf- 
ter hier ein gesetzlich garantiertes, ordentliches Kündigungsrecht besitzt. In diesem 
Kontext wurde IAS 32 in der deutschen Presse auch als der „Todesstoß der 
GmbH & Co. KG“ bezeichnet. Eine Kompromisslösung zur Entschärfung dieser Proble-
matik konnte erst durch die massive Einflussnahme verschiedenster Interessenver-
treter erreicht werden. Der Kompromiss sieht einen Eigenkapitalausweis vor, wenn 
die entsprechende Klasse von Finanzinstrumenten bestimmte Voraussetzungen – wie 
z. B. deren Nachrangigkeit – erfüllt. Diese Anpassung des IAS 32 ist jedoch weit davon 
entfernt, eine konsistente, prinzipienbasierte Lösung für das Problem der Eigenka
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pitalabgrenzung bei Personengesellschaften zu bieten. So war beispielsweise eine 
weiterführende Auslegung des RIC nötig, um diese kasuistische Einzelfallregelung im 
Sinne der spezifischen Charakteristika deutscher Personengesellschaften zu interpre-
tieren und für die Unternehmen gangbar zu machen. Für deutsche Genossenschaften 
bietet der derzeitige Standard hingegen immer noch keine angemessene Lösung.

Ein weiteres Problemfeld bei der Anwendung der IFRS vor allem in mittelständischen 
Familienunternehmen stellen die hohe Dynamik und die vergleichsweise kurzen Über-
arbeitungszyklen der Regelungen dar. Zwar sollen die immer häufigeren Überarbei-
tungen der stetigen Forderung der Kapitalmärkte nach höherer Transparenz sowie 
Missbrauchsschutz Rechnung tragen. Jedoch schlagen sich diese Bestrebungen der 
Standardsetter u. a. in einer ständigen Ausweitung der Angabepflichten im Anhang 
nieder. Insbesondere für den Mittelstand bedeutet dies regelmäßig eine Belastung 
der ohnehin knappen Kapazitäten. Der immense Veränderungsdrang offenbart sich 
aber auch durch den schieren Umfang der Änderungen. Alleine im Mai 2011 wurden 
vier neue oder überarbeitete Standards verabschiedet. Des Weiteren stehen Ent-
würfe mit weitreichenden Änderungen zu zentralen Themenkomplexen wie der bilan-
ziellen Abbildung von Leasingverhältnissen, der Ertragsrealisierung bei Verträgen mit 
Kunden oder verschiedenen Bereichen der Bilanzierung von Finanzinstrumenten zur 
Diskussion. Neben sachlichen Anwendungsproblemen erwachsen für Familienunter-
nehmen auch aus der steigenden Komplexität der Regelungen und damit zusammen-
hängender Systemanpassungen Kapazitäts- und Wissensprobleme zur Bewältigung 
des umfangreichen Aufgabenpensums. Somit stellt sich die Frage, ob der IFRS for 
SMEs hier eine angemessene Alternative für die Anwendung in Familienunterneh-
men bieten kann.

Problemlösung IFRS for SMEs?
Im Jahr 2009 hat das IASB den IFRS for SMEs veröffentlicht. Dabei handelt es sich 
um einen internationalen Standard zur Rechnungslegung für kleine und mittelgroße 
Unternehmen. Ein erstes Problemfeld zeigt sich bereits bei der Definition des Anwen-
dungsbereichs des IFRS for SMEs. So soll der Standard grundsätzlich für alle nicht 
kapitalmarktorientierten Unternehmen zur Anwendung kommen können. Da diese 
Anwendergruppe jedoch sowohl die bereits oben genannten Kleinstunternehmen als 
auch Großkonzerne umfassen kann, zeigt sich schnell das Dilemma des Standards, 
die Bedürfnisse aller potenziellen Anwendergruppen angemessen zu bedienen. 

Der IFRS for SMEs definiert gegenüber den Full IFRS verschiedene Vereinfachungen. 
So wurde z. B. das Goodwill Impairment zugunsten einer planmäßigen Goodwill-Ab-
schreibung abgelöst, eine Aktivierung von Entwicklungskosten ist verboten und hin-
sichtlich der Kategorisierung von Finanzinstrumenten stehen nur zwei Klassen zur Ver-
fügung. Allerdings konterkarieren gerade derartige Abweichungen zu den Full IFRS 
die Bemühungen des IASB, weltweit einheitliche Rechnungslegungsstandards zu 
schaffen. Aber auch die Reduzierung der Anhangangaben geht an vielen Stellen nicht 
weit genug, sodass eine ausreichende Entlastung auch größerer Unternehmen nicht 
absehbar ist. Vor allem für den Mittelstand stellt somit auch der IFRS for SMEs keine 
angemessene Alternative gegenüber den Full IFRS dar. Hinzu kommt, dass seitens 
der Europäischen Kommission noch keine Entscheidung hinsichtlich der Umsetzung 
bzw. Übernahme des IFRS for SMEs getroffen wurde und selbst für den Fall der Im-
plementierung eines Mitgliedstaatenwahlrechts eine Abschätzung der Positionierung 
des deutschen Gesetzgebers mit hoher Unsicherheit behaftet ist. 
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handbuch Full IFRS für Familienunter­
nehmen und Mittelstand, Berlin 2011,  
vgl. S. 52 in diesem Heft
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Entwicklung des deutschen Bilanzrechts
Mit dem BilMoG hat der deutsche Gesetzgeber das Ziel verfolgt, das deutsche Han-
delsbilanzrecht moderat an die IFRS anzunähern und es damit zu einer dauerhaften 
und im Verhältnis zu den IFRS vollwertigen, aber kostengünstigeren und einfacheren 
Alternative weiterzuentwickeln. Die vertrauten Eckpunkte des deutschen Handels-
rechts – nämlich die Bemessung der gesellschafterbezogenen Ausschüttungen sowie 
die steuerliche Gewinnermittlung – sollen dabei erhalten bleiben. Selbiges gilt für  
das System der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Vor allem für Familien
unternehmen, die meist nur eingeschränkte Erfahrung mit internationaler Rechnungs-
legung haben, bedeutet die Umsetzung des BilMoG aber oftmals einen deutlichen 
Mehraufwand. Als Problemfeld wird in diesem Zusammenhang z. B. regelmäßig die 
bilanzielle Abbildung latenter Steuern angesehen. Dies beruht in einem ersten Schritt 
bereits auf der Abgrenzung des Anwendungsbereichs des § 274 HGB sowie der Frage 
nach der Steuerlatenzierung bei von dessen Anwendung befreiten Unternehmen, und 
erstreckt sich bis in die prozessualen Fragestellungen bei der Bildung latenter Steuern 
auf Verlustvorträge. In diesem Zusammenhang haben auch IDW und DSR bereits 
Auslegungen oder Interpretationsentwürfe vorgelegt, die jedoch in der Anwendungs-
praxis teils sehr kontrovers diskutiert werden. Insofern wird auch das BilMoG dem Ziel 
der Deregulierung und der Vereinfachung der Bilanzierungsregeln nur sehr bedingt 
gerecht.

Das Auswahldilemma deutscher Familienunternehmen
Für Familienunternehmen stellt sich vor dem Hintergrund der gezeigten Herausforde-
rungen in der (inter-)nationalen Rechnungslegungslandschaft regelmäßig die Frage, 
welcher Rechnungslegungsstandard den jeweiligen Bedürfnissen des Unternehmens 
wohl am ehesten gerecht wird. Eine standardisierte Antwort auf diese Frage ist vor 
allem im Hinblick auf die Heterogenität der Gruppe der Familienunternehmen nicht 
möglich. Demnach hat eine Entscheidung für oder gegen einen Rechnungslegungs-
standard immer unter Berücksichtigung verschiedener Faktoren zu erfolgen. Dies 
können beispielsweise Unternehmensgröße, Internationalisierungs- und Zentralisie-
rungsgrad oder Kapitalintensität sein. So kann ein großer, international tätiger Indus
triekonzern z. B. seine Entscheidung für eine Rechnungslegung nach IFRS mit der ver-
besserten Integration ausländischer Tochterunternehmen, der weltweiten Akzeptanz 
der IFRS oder der verbesserten Vergleichbarkeit mit internationalen Wettbewerbern 
begründen. 

Gegen eine Bilanzierung nach IFRS spricht allerdings derzeit, dass die einseitige Aus-
richtung des IASB auf den Kapitalmarkt und die Anforderungen von Analysten zu noch 
unabsehbaren Konsequenzen für den nicht kapitalmarktorientierten IFRS-Bilanzierer 
führen kann. Schon die jüngere Vergangenheit hat gezeigt, dass das IASB sich schwer-
tut, die Besonderheiten von Familienunternehmen zu berücksichtigen. Dies können 
z. B. rechtsformabhängige Besonderheiten (siehe IAS 32) sein oder auch solche, die 
sich aus der andersartigen Interessenlage der Investoren von Familienunternehmen 
ergeben mögen. Der IFRS for SMEs ist keine Lösung für dieses Problem. Hier muss 
das IASB nachbessern, um den IFRS auch in Familienunternehmen zu einer höheren 
Akzeptanz zu verhelfen. p
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Perspektiven der deutschen 
Erbschaft- und Schenkungsteuer  

Prof. Dr. Wilfried Schulte ist Rechts­
anwalt, Wirtschaftsprüfer und Steuer­
berater sowie Honorarprofessor an der 
Universität Münster. Sein Beratungs­
schwerpunkt liegt in der Betreuung von 
Familienunternehmen und deren Inha­
bern. Er hat sich in diesem Rahmen auf 
Unternehmensumstrukturierungen 
sowie auf Nachfolge- und Stiftungsfra­
gen spezialisiert. Prof. Dr. Schulte hat 
zahlreiche Publikationen zu Fragen des 
Erbschaftsteuerrechts veröffentlicht.

Das seit dem 1.1. 2009 geltende Erbschaftsteuerrecht fordert auf der Bewertungs­
ebene zwar den Ansatz von Verkehrswerten, lässt auf der Besteuerungsebene 
aber für die Übertragung von Unternehmensvermögen erhebliche Erleichterun­
gen zu. Unter bestimmten Voraussetzungen ist es sogar möglich, Unternehmens­
vermögen völlig steuerfrei auf die nächste Generation oder eine Stiftung zu 
übertragen. Angesichts erheblicher verfassungsrechtlicher Bedenken und be­
stehender Reformüberlegungen verschiedener politischer Parteien erscheint es 
aber nur eine Frage der Zeit, bis sich dies ändert. Entsprechend eng kann im Ein­
zelfall der Handlungsspielraum sein.

Verfassungswidrigkeit des „alten“ Erbschaftsteuerrechts
Die letzte große Reform der Erbschaftsteuer liegt gerade einmal zweieinhalb Jahre 
zurück und resultiert letztlich aus einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG). Am 7.11. 2006 hatte das Gericht einen seit 1998 durch die Instanzen geführ-
ten Rechtsstreit entschieden und die Verfassungswidrigkeit des damaligen deutschen 
Erbschaftsteuerrechts festgestellt. Hintergrund der Entscheidung war die Privilegie-
rung bestimmter Vermögensarten. Diese Privilegierung war weniger eine Folge der 
anzuwendenden Steuersätze oder Freibeträge als eine der Bewertungsansätze. Trotz 
grundsätzlich identischer Steuersätze variierte infolge der unterschiedlichen Bewer-
tung die Steuer danach erheblich in Abhängigkeit von der Art des geschenkten oder 
vererbten Vermögens. 

Nach Auffassung des BVerfG verstieß diese Rechtslage gegen den Gleichheitsgrund-
satz. Der Gesetzgeber habe im Steuerrecht zwar einen weiten Gestaltungsspielraum, 
sei aber an die Grundsätze der Leistungsfähigkeit und der Folgerichtigkeit gebunden. 
Maßstab sei insofern die beim Steuerpflichtigen eintretende tatsächliche Steuerbe
lastung. In diesem Rahmen sei eine typisierende Schaffung von Steuertatbeständen, 
welche diesen Prinzipien nicht gerecht wird, unvermeidlich und damit zulässig. Aller-
dings dürfe die wirtschaftliche Wirkung der Typisierung ein gewisses Maß nicht über-
steigen. 

Im Klartext hieß dies: Grundsätzlich müssen wertmäßig gleiche Vermögensgegen-
stände auch gleich besteuert werden, was zunächst auch eine Bewertungsgleichheit 
voraussetzt. Ausnahmen von dieser Belastungsgleichheit bedürfen eines besonderen 
Rechtfertigungsgrundes. Hier sieht das BVerfG allerdings einen weiten Spielraum: 
Der Gesetzgeber sei in diesem Rahmen nicht daran gehindert, außerfiskalische För-
derungs- und Lenkungsziele zu verfolgen. Eine Steuerentlastung könne vor dem 

Prof. Dr. Wilfried Schulte
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Gleichheitssatz gerechtfertigt sein, wenn der Gesetzgeber das Verhalten des Steuer-
pflichtigen aus Gründen des Gemeinwohls fördern oder lenken wolle. 

Das Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz 2009 (ErbStRG 2009)
Der Gesetzgeber reagierte mit dem ErbStRG 2009, das in letzter Minute zum 1.1. 2009, 
innerhalb der vom BVerfG gesetzten Frist, in Kraft trat. Augenfälligste strukturelle 
Neuerung ist der Versuch, die Bewertung tatsächlich neu auszurichten und die Be-
günstigung erst auf der nächsten Ebene der Steuerbefreiungen zu gewähren. 

Rechtstechnisch handelt es sich bei der deutschen Erbschaft- und Schenkungsteuer 
nach wie vor um eine Substanzsteuer, die an bestimmte Rechtsvorgänge (Schen-
kung, Verfügung von Todes wegen, Errichtung einer Stiftung) oder zeitliche Abläufe 
(Erbersatzsteuer bei der Stiftung) anknüpft.

Wesentlich geändert wurde der zweite Abschnitt des Erbschaftsteuergesetzes, in 
dem es um die Wertermittlung geht. Innerhalb der Wertermittlung werden zunächst 
der steuerpflichtige Erwerb, der Bewertungsstichtag und die Bewertungsmethode 
festgelegt. Dabei soll die Wertermittlung nach der Vorstellung des Gesetzgebers nun 
entsprechend den Vorgaben des BVerfG auf den tatsächlichen Wert abzielen. Inner-
halb der Wertermittlung erfolgen in einem nächsten Schritt die Steuerbefreiungen, 
welche von der Steuerpflicht suspendieren können. Augenfälligste Neuregelung sind 
in diesem Zusammenhang die §§ 13 a, 13 b ErbStG.

Nach diesen Vorschriften können bestimmte Vermögensgegenstände (und vor allem 
Wirtschaftsbetriebe etc.) unabhängig von ihrem Wert bei Einhaltung bestimmter Pa-
rameter (Lohnsumme, Verwaltungsvermögenstest) komplett steuerfrei übertragen 
werden.

Begünstigungsfähig sind nicht beliebige Vermögenswerte, sondern nur solche, die 
nach Vorstellung des Gesetzgebers besonders schutzwürdig sind, da sie dem Erhalt 
von Arbeitsplätzen dienen.

Die Verknüpfung erfolgt in der Weise, dass der Gesetzgeber zunächst begünstigungs-
fähiges Vermögen definiert. Im Regelfall sind dies 85 Prozent des Wertes von Be-
triebsvermögen, Vermögen der Betriebe der Land- und Forstwirtschaft sowie Anteile 
an Kapitalgesellschaften, wenn mindestens 25 Prozent gehalten werden oder diese 
Quote über einen Poolvertrag erreicht wird. 
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Die Begünstigung ist ferner davon abhängig, dass die Verwaltungsvermögensquote, 
die für jede wirtschaftliche Einheit gesondert ermittelt wird, nicht mehr als 50 Prozent 
beträgt. Die Idee des Gesetzgebers ist, einen Gestaltungsmissbrauch dadurch zu 
vermeiden, dass nicht unternehmerisches Vermögen – z. B. Wertpapiere, private Kunst-
gegenstände etc. – in die begünstigte Unternehmung eingebracht wird. Kaskadenef-
fekte (etwa mehrstöckige Gesellschaften mit jeweils 49 Prozent schädlichem Verwal-
tungsvermögen) nimmt der Gesetzgeber offenbar in Kauf, wobei er einem Missbrauch 
dadurch begegnen will, dass sogenanntes junges Verwaltungsvermögen nicht be-
günstigt wird.

Mit Blick auf das Ziel, Arbeitsplätze zu erhalten, wird die Begünstigung weiter davon 
abhängig gemacht, dass die Arbeitnehmerzahl konstant bleibt. Eine Ausnahme be-
steht für Betriebe, die nicht mehr als 20 Arbeitnehmer beschäftigen. Ausgehend von 
der durchschnittlichen Lohnsumme der letzten fünf Jahre vor der Übertragung müs-
sen in den fünf Folgejahren im Schnitt vier Fünftel der durchschnittlichen Lohnsumme 
gehalten werden. 

Danach wird im Grundfall die steuerliche Begünstigung – d. h. eine Steuerbefreiung von 
85 Prozent des maßgeblichen Werts – davon abhängig gemacht, dass

dem Grunde nach begünstigungsfähiges Vermögen vorliegt,pp
das schädliche Verwaltungsvermögen maximal 50 Prozent beträgt undpp
in den fünf Folgejahren die Summe der Löhne 400 Prozent der Ausgangslohn-pp
summe nicht unterschreitet.

Die verbleibenden 15 Prozent erfahren eine weitere Begünstigung nach § 13 a Abs. 2 
ErbStG. Liegt der entsprechende Wert nicht über 150.000 Euro, so bleibt auch dieser 
unversteuert. Dieser sogenannte Abzugsbetrag verringert sich allerdings um die Hälfte 
des diese Wertgrenze übersteigenden Betrags, sodass er ab 450.000 Euro vollstän-
dig entfällt. Kleinere Betriebe werden danach im Regelfall gänzlich von der Erbschaft-
steuer verschont.

Veräußert der Erwerber innerhalb von fünf Jahren den Betrieb oder verwirklicht er 
entsprechende Ersatztatbestände (z. B. Überentnahmen), entfällt die Befreiung zeit-
anteilig.

Neben dieser Regelverschonung besteht die Möglichkeit, für eine hundertprozentige 
Steuerbefreiung zu optieren. Dieses Optionsmodell hat zur Folge, dass statt der fünf- 
eine siebenjährige Behaltensfrist gilt und die Lohnsumme sieben Jahre im Schnitt 
vollständig gehalten werden muss. Anwendungsvoraussetzung ist, dass das schädli-
che Verwaltungsvermögen nicht mehr als 10 Prozent betragen darf, wobei auch hier 
die Ausnutzung von Kaskadeneffekten denkbar ist.

Kritik und Reaktionen zum ErbStG
Die Reform des Erbschaftsteuergesetzes zum 1.1. 2009 sieht sich erheblicher Kritik 
ausgesetzt. Der Mittelstand beklagt die unklaren Voraussetzungen und die zu harten 
Hürden, aus der Wissenschaft werden verfassungsrechtliche Bedenken geäußert 
und aus der Politik stammen Einwürfe, welche die soziale Ungerechtigkeit der Rege-
lungen beklagen.

Der Gesetzgeber hat bis jetzt mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz vom 
22.12. 2009 reagiert, aktuell liegt mit dem Entwurf des Beitreibungsrichtlinien-Umset-
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zungsgesetzes ein Gesetzentwurf vor, der weitere Modifikationen des ErbStG zum 
Gegenstand hat.

Auch wenn diese Gesetzesänderungen bemerkenswert kurz nach Inkrafttreten der 
Neuregelung erfolgten, handelt es sich nicht um strukturelle Änderungen, sondern 
eher um Reaktionen auf Rechtsprechung und entdeckte Schlupflöcher. Ferner wollte 
der Gesetzgeber erklärtermaßen die bestehenden Regelungen krisenfest machen. 
Teilweise will der Gesetzgeber auch auf europarechtliche Vorgaben reagieren – etwa 
mit der Option zur unbeschränkten Erbschaftsteuerpflicht für EWR- /EU-Staatsan
gehörige.

Wie könnte die Zukunft der deutschen Erbschaft- und Schenkung-
steuer aussehen?
Dass die Erbschaftsteuer in ihrer derzeitigen strukturellen Ausprägung dauerhaft Be-
stand haben wird, erscheint dennoch zweifelhaft. 

Zunächst erscheint es angesichts der Vielzahl der Stimmen, welche die Verfassungs-
widrigkeit der geltenden Erbschaftsteuer rügen, eine Frage der Zeit, bis sich das Bun-
desverfassungsgericht wieder mit diesem Thema befassen wird.

Möglicherweise wird eine entsprechende Entscheidung jedoch von der politischen 
Wirklichkeit überholt. Gerade in den letzten Monaten widmen sich die politischen 
Parteien vermehrt diesem Thema. Angedacht ist teilweise eine Verdoppelung der 
Staatseinnahmen aus der Erbschaftsteuer. Es ist noch nicht erkennbar, an welchen 
Stellschrauben hierzu angesetzt werden soll. Generell sind die geplanten Neurege
lungen eher als sozialpolitisches, denn als finanzpolitisches Signal zu verstehen. Das 
Aufkommen der Erbschaft- und Schenkungsteuer wurde 2008 auf 4,77 Mrd. Euro ge-
schätzt und betrug damit etwa 0,85 Prozent des Gesamtsteueraufkommens der 
Bundesrepublik Deutschland.

Aus den Veröffentlichungen der politischen Parteien lassen sich eher Tendenzen, und 
weniger konkrete Einzelmaßnahmen ableiten. Basierend auf den getätigten Äußerun-
gen sind jedoch folgende Änderungen naheliegend:

Grundsätzlich knüpft die sachliche oder persönliche Steuerpflicht daran an, dass Erb- 
lasser /Schenker und /oder Erbe /Beschenkter sowie gleichgestellte Personen (z. B. 
Vermächtnisnehmer) im Inland ansässig sind bzw. inländisches Vermögen betroffen 
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ist. Sofern zumindest einer von beiden im Inland ansässig ist, greift die sogenannte 
unbeschränkte Erbschaftsteuerpflicht mit der Folge, dass das gesamte Vermögen der 
Erbschaftsteuer unterliegt, bzw. eine Schenkung auch dann dem Grunde nach steuer-
bar ist, wenn der Schenkungsgegenstand im Ausland belegen ist. Eine beschränkte 
Erbschaftsteuerpflicht bezieht sich auf die Konstellationen, in denen keine dieser Per-
sonen im Inland ansässig ist, und erfasst inländisches Vermögen. Eine gewisse Vor-
sicht ist geboten, da das Erbschaftsteuergesetz für einen Übergangszeitraum von fünf 
Jahren eine unbeschränkte Steuerpflicht fingiert, wenn ein deutscher Staatsangehöri-
ger ins Ausland verzogen ist.

Eine strukturelle Änderung dieser Prinzipien erscheint eher unwahrscheinlich. Europa-
rechtlichen Vorgaben soll aktuell durch ein Optionsmodell zur unbeschränkten Steuer-
pflicht Rechnung getragen werden, das es beschränkt Steuerpflichtigen auf Antrag 
ermöglicht, hinsichtlich der Freibeträge wie ein unbeschränkt Steuerpflichtiger 
behandelt zu werden. Hintergrund ist, dass die erheblichen erbschaftsteuerlichen 
Freibeträge nach geltendem Recht nur bei unbeschränkter Steuerpflicht zum Tragen 
kommen. 

Die Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs wird vermutlich Bestand haben, da hier 
aufgrund der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts eine Orientierung am tat-
sächlichen Wert erfolgt. In der Literatur befinden sich zwar einige Stimmen, die sich 
aus Gründen der Vereinfachung eine stärkere Typisierung wünschen, wie sie z. B. mit 
dem sogenannten Stuttgarter Verfahren gegeben war; in der Regel ist eine stärkere 
Typisierung für den Steuerpflichtigen günstig. Im Lichte der eingangs beschriebenen 
verfassungsrechtlichen Vorgaben erscheint eine Rückkehr zu derartigen Bewertungs-
methoden allerdings zweifelhaft. 

Mit einiger Wahrscheinlichkeit eingeschränkt werden dagegen die Steuerbefreiungen 
nach §§ 13 a, 13 b ErbStG; denkbar ist auch eine Einschränkung der Steuerbefreiung der 
Übertragung von sogenannten Familienheimen nach § 13  Abs. 1 Nr. 4 a)– c) ErbStG.

Bezüglich der Steuerberechnungsvorschriften wird von der Politik teilweise eine Her-
absetzung der Freibeträge gefordert. Dass die Steuersätze angehoben werden, er-
scheint dagegen eher unwahrscheinlich, da der Höchstsatz der Erbschaftsteuer mit 
50 Prozent bereits relativ hoch liegt. Vielmehr wird im Kontext der Forderungen nach 
einem Abbau von Steuerbegünstigungen gerade aus den Reihen der Wissenschaft 
verlangt, dass dieser Abbau mit einer entsprechenden Absenkung der Steuersätze 
kompensiert werden soll. Die Zielrichtung ist insoweit, das Aufkommen aus der Erb-
schaftsteuer in etwa zu erhalten. So schlägt Kirchhof beispielsweise in seinem Re
formentwurf zur Erneuerung des Steuerrechts einen einheitlichen Steuersatz für alle 
Steuerpflichtigen in Höhe von 10 Prozent bei Wegfall nahezu aller Steuerbefreiungs-
vorschriften vor. Auch eine Unterteilung in Steuerklassen entfiele damit. 

Sollten die Begünstigungen von Betriebsvermögen substanziell abgebaut werden, 
erscheinen Stundungsmodelle zur Erhaltung des Betriebs naheliegend. Eine Subs-
tanzbesteuerung führte anderenfalls bei im Regelfall mangelnder Liquidität sonst 
unweigerlich zum Aus für das Familienunternehmen. p

Schwerpunktthema: Familienunternehmen
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Unternehmen in Deutschland sind 
für das Thema Datenschutz unzu-
reichend sensibilisiert Interview mit Sebastian Schreiber

Brennpunkt

Datenspionage, Computerkriminalität, Cy
berkrieg, Datenpiraterie, Web-Attacken, 
Hacker-Angriffe, Datenpannen … es ent-
steht leicht der Eindruck, dass die Skan-
dale rund um das Thema Datensicherheit 
und Datenschutz nicht abreißen. Herr 
Schreiber, welche Schlussfolgerung bie-
ten diese Meldungen: Bestanden solche 
Sicherheitslücken auch schon früher, aber 
werden heute besser entdeckt oder ha-
ben die sog. Hacker neue Möglichkeiten 
entdeckt, um besser in Datensysteme 
einzudringen?
Sicherlich gab es auch schon früher 
Schwachstellen in Unternehmensnetzen. 
Aber Kriminelle hatten früher oft nicht 
das nötige Know-how, um sie zu finden 
und auszunutzen. Personen, die über ge-
nau dieses Know-how verfügten, hatten 
wiederum keine kriminelle Energie. Neu 
ist, dass Kriminelle die IT als attraktiven 
Tatort erkannt haben.

Wo sehen Sie besondere Sicherheitsrisi-
ken für die Informationstechnik (IT) deut-
scher Unternehmen?
Ein grundsätzliches Risiko entsteht, wenn 
Datennetze und die Software nicht ordent-
lich gepflegt werden, weil mehr Wert auf 
Kostenersparnis und Nutzbarkeit gelegt 
wird als auf die Qualität. 

Eine ganz besondere Gefahr sehe ich au-
ßerdem, wenn Unternehmen Web-Appli-
kationen, wie z. B. die üblichen Online-
Bewerbungsportale oder Online-Shops, 
auf ihrer Unternehmenswebsite zur Ver-

fügung stellen. Solche Anwendungen 
sind deshalb so riskant, weil sie im Inter-
net unmittelbar sichtbar und damit aus 
aller Welt angreifbar sind. Bewerberdaten 
können so durch Dritte relativ einfach 
„abgefangen“ werden.

Auch die eigenen Mitarbeiter stellen ein 
potenzielles Risiko für die IT-Sicherheit 
des Unternehmens dar, indem sie Priva-
tes und Geschäftliches vermischen. Bei-
spiel hierfür ist die private Nutzung von 
geschäftlichen E-Mail-Adressen oder die 
„Statusmeldungen“ auf sog. sozialen 
Netzwerkportalen wie Facebook. Bei 
Letzterem informiert der Nutzer seine 
„Facebook-Freunde“, wo er sich gerade 
befindet oder was er gerade macht und 
liefert damit unter Umständen eine für 
Dritte nachvollziehbare Beschreibung der 
derzeitigen Unternehmenstätigkeit. 

Sie führen im Auftrag von Kunden sog. 
Penetrationstests durch, d. h. Sie werden 
von Unternehmen beauftragt, durch ge-
zielte Angriffe die Sicherheit ihrer Daten-
netze zu testen. Wie hoch ist Ihre „Er-
folgsquote“? 
Bei den von Kunden in Auftrag gege
benen Penetrationstests der erwähnten 
Web-Applikationen gelingt es uns in über 
80 Prozent der Fälle, an die dort hinter
legten Daten zu gelangen. So kommt es 
regelmäßig vor, dass wir z. B. bei der Prü-
fung von Versicherungsportalen vollen 
Zugriff auf die Versicherungsdaten erhal-
ten. Oft gelingt es meinem Team, bereits 

Sebastian Schreiber ist Geschäftsführer 
der SySS GmbH.

Herr Schreiber hat die SySS GmbH 1998 
gegründet. Das Tübinger Unternehmen 
hat heute 29 Mitarbeiter, ist weltweit 
tätig und bietet als einzige Dienstleistung 
den Penetrationstest an.
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Brennpunkt

in den ersten Test-Stunden die Sicher-
heitsmaßnahmen eines Unternehmens 
außer Kraft zu setzen und innerhalb der 
Unternehmens-IT sämtliche Berechti
gungsstufen zu erobern. Mit diesen 
Berechtigungen könnten wir die IT und 
somit das gesamte Unternehmen über 
Monate lahmlegen.

Warum führt die unternehmenseigene IT-
Abteilung solche Tests nicht selbst durch?
Die unternehmenseigene IT hat eine an-
dere Motivation und eine andere Kompe-
tenz als externe IT-Prüfer – und damit 
auch eine andere Herangehensweise. 

Die Voraussetzung für die Beseitigung von 
Sicherheitslöchern ist, dass man weiß, 
wo sich diese Sicherheitslöcher befin-
den. Die unternehmenseigene IT, die das 
Sicherheitssystem aufgestellt hat, ist je-
doch bei der Prüfung der eigenen Tätig-
keit immer befangen. Um es mit den 
Worten von Albert Einstein zu sagen: 
„Probleme kann man niemals mit dersel-
ben Denkweise lösen, durch die sie ent-
standen sind.“ 

Sind deutsche Unternehmen nach Ihrer 
Einschätzung ausreichend für das Thema 
IT-Sicherheit sensibilisiert? 
Ein klares Nein. Und diese Einschätzung 
belege ich mit der These: Wären die 
Unternehmen ausreichend sensibilisiert, 
hätten sie entsprechende Sicherheits-
maßnahmen implementiert und folglich 
wäre die „Erfolgsquote“ unserer in Auf-
trag gegebenen Angriffe auf die Daten-
systeme nicht so hoch. Und das beson-
ders Besorgniserregende daran ist, dass 
sich die Unternehmen sicher fühlen, ob-
wohl in ihre Datensysteme bereits wider-
rechtlich eingegriffen wurde.

Der Grund für die unzureichende Sensi
bilisierung liegt nach meiner Auffassung 
in der mangelnden Messbarkeit der IT-
Sicherheit – und schon Peter Drucker hat 
richtig erkannt, dass man etwas, was man 
nicht messen kann, auch nicht lenken 
kann. Die IT-Sicherheit nimmt man nur 

wahr, wenn es einen sichtbaren Vorfall 
gegeben hat. Ohne einen solchen sicht-
baren Vorfall sind die Daten bei einem 
Datenklau – im Gegensatz zu einem Sach-
diebstahl – meistens noch unverändert 
da, obwohl sie eben geklaut wurden. 

In den vergangenen Jahren und Monaten 
ist jedoch eine Veränderung im Bewusst-
sein der Unternehmen erkennbar – für uns 
deutlich erkennbar an der enorm zuneh-
menden Nachfrage nach der Durchfüh-
rung der erwähnten Penetrationstests. 

Gibt es einen hundertprozentigen Schutz 
für ein IT-System oder kann es diesen 
überhaupt geben? 
Eine hundertprozentige Sicherheit kann 
es nicht geben. Sie ist aber auch nicht 
erwünscht, denn um geschäftlich erfolg-
reich zu sein, muss man auch Risiken 
eingehen. Diese müssen nur beherrscht 
werden.

Was können Unternehmen tun, um sich 
besser vor Angriffen auf ihre IT-Systeme 
zu schützen? Muss dabei zwischen unter-
schiedlichen Risiko- bzw. Sicherheitsklas
sen unterschieden werden?
Die IT-Sicherheit muss zunächst als eine 
wesentliche Komponente in die unterneh
menseigene IT-Strategie aufgenommen 
werden. Darüber hinaus ist die Schaffung 
einer sog. Security Awareness für das 
Unternehmen von höchster Bedeutung, 
d. h. die Mitarbeiter müssen für die Risi-
ken sensibilisiert werden, die aus ihrem 
eigenen Umgang mit Datensystemen des 
Unternehmens entstehen können. Die re
gelmäßige Überprüfung der IT-Systeme 
durch unabhängige Dritte ist schließlich 
ein guter Hinweisgeber, um herauszufin-
den, ob die getroffenen Sicherheitsvor-
kehrungen auch tatsächlich greifen. 

System und Daten können in verschie-
dene Sicherheitsklassen eingeteilt wer-
den: Selbstverständlich sind Steuerungs-
systeme im Bereich der nuklearen Sicher-
heit ganz anders zu bewerten als z. B. ein 
Webshop. Bei besonderem Sicherheits-

bedarf werden auch Einschnitte im Be-
reich Benutzbarkeit akzeptiert und in Kauf 
genommen.

Stichwort: Überwachung der IT-Compli-
ance durch den Aufsichtsrat. Wo sollte 
der Aufsichtsrat Ihrer Meinung nach ge-
nauer hinschauen, und welche Fragen 
könnte er dem Vorstand stellen, um sei-
ner Überwachungsaufgabe gerecht zu 
werden? 
Sicherheitslücken in IT-Systemen von 
Unternehmen können zu bestandsgefähr
denden Entwicklungen führen; man denke 
nur an Reputationsschäden, die ein Daten
skandal verursachen kann. Der Schutz der 
Datensicherheit ist daher sowohl als ein 
Bestandteil des Risikofrühwarnsystems 
als auch des unternehmensweiten Risiko
managementsystems zu betrachten. Folg
lich ist der Aufsichtsrat gut beraten, wenn 
er die Berichterstattung des Vorstands zu 
diesen Punkten sehr genau unter die 
Lupe nimmt. Zusätzlich empfehle ich, den 
Vorstand zum Thema IT-Sicherheit kon-
kret zu befragen. Denkbare Fragen sind:

Was macht der Vorstand konkret, um pp
das Unternehmen vor IT-Risiken zu 
schützen?
Ist die Interne Revision bei der Prüfung pp
der IT-Systeme eingebunden?
Werden die IT-Systeme externen Prü-pp
fungen, insbesondere Penetrations-
tests, unterzogen? Wenn ja, wie häu-
fig? Wenn nein, warum nicht?
Unterzieht der Vorstand die von ihm pp
unternommenen IT-Sicherheitsmaß-
nahmen einem Benchmarking mit an-
deren Unternehmen? 

Bei konkreten Hinweisen auf Sicherheits-
lücken sind natürlich „zugespitzte“ Fra-
gen und die Beobachtung ihrer Beseiti-
gung erforderlich. Eine kontinuierliche 
Überwachung kann am besten gewähr-
leistet werden, wenn der Aufsichtsrat 
das Thema IT-Sicherheit in regelmäßigen 
Abständen auf seine Agenda setzt – z. B. 
einmal pro Jahr. p

Das Interview wurde geführt  

von Ivona Kovacevic.
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Stärkung der Rechte von Whistleblowern
Der Whistleblower – zu Deutsch: Hinweisgeber – ist in Deutschland noch immer 
mit dem Stigma des Denunzianten behaftet. In einer Entscheidung vom 21. 7. 2011 
hat nun der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) die Rechte 
von Whistleblowern gestärkt: Er entschied in dem ihm vorliegenden Fall, dass 
die außerordentliche Kündigung einer Arbeitnehmerin aufgrund einer Strafan­
zeige gegen ihren Arbeitgeber die Meinungsfreiheit der Arbeitnehmerin ver­
letze. Die Entscheidung des EGMR verdeutlicht die Notwendigkeit einer gesetz­
lichen Regelung zum Whistleblowing. 

Sachverhalt
Die Beschwerdeführerin vor dem EGMR 
war als Altenpflegerin in einer Gesund-
heits- und Altenpflegeeinrichtung ange-
stellt. Wiederholt machte sie die Ge-
schäftsleitung darauf aufmerksam, dass 
das Personal überlastet sei und deshalb 
seine Pflichten nicht mehr ordnungsge-
mäß erfüllen könne. Da nach Ansicht der 
Arbeitnehmerin keine Verbesserung ein-
trat, erstattete sie Strafanzeige wegen 
besonders schweren Betrugs gegen „die 
Verantwortlichen“ der Einrichtung; sie er
brächten wissentlich nicht die verspro-
chene Pflege und gefährdeten zudem 
das Wohl der Patienten. Der Medizinische 
Dienst der Krankenkassen (MDK) hatte 
zuvor bei einer Kontrolle der Pflegeeinrich-
tung wesentliche Mängel bei der geleis-
teten Pflege festgestellt. Die Staatsan-
waltschaft stellte im Mai 2005 die Ermitt-
lungen gegen die Pflegeeinrichtung ein.

Als die Pflegeeinrichtung von der Straf
anzeige der Arbeitnehmerin erfuhr, kün-
digte sie ihr fristlos. Die Kündigungs-
schutzklage der Arbeitnehmerin wurde 
vom Landesarbeitsgericht Berlin in zwei-
ter Instanz abgewiesen. Die Arbeitneh-
merin legte nach Ausschöpfung des 
Rechtswegs in Deutschland beim EGMR 
Beschwerde gegen die Bundesrepublik 
Deutschland ein. 

Verletzung der Meinungsfreiheit 
Der EGMR sah die Entscheidungen der 
deutschen Gerichte über die Kündigung 

der Arbeitnehmerin als eine Verletzung 
der Meinungsfreiheit gemäß Art. 10 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
an. Er sprach der Arbeitnehmerin einen 
Anspruch auf Schadensersatz für erlit
tene immaterielle Schäden und auf Kos-
tenerstattung gegen die Bundesrepublik 
Deutschland zu. Das Urteil hat unmittel-
bar keinen Einfluss auf die rechtskräftige 
Kündigung.

Interessenabwägung
Den deutschen Gerichten sei es laut 
EGMR nicht gelungen, einen angemes-
senen Ausgleich zwischen den Interes-
sen des Arbeitgebers auf Wahrung sei-
nes Rufs und seiner Geschäftsinteressen 
und dem Recht der Arbeitnehmerin auf 
freie Meinungsäußerung herzustellen.

Loyalität gegenüber dem Arbeitgeber 
Der EGMR stellt klar, dass Arbeitnehmer 
ihrem Arbeitgeber gegenüber zur Loya
lität, Zurückhaltung und Diskretion ver-
pflichtet seien. Dies bedeute, dass Ar-
beitnehmer zunächst ihren Vorgesetzten 
oder hierfür vorgesehene Stellen im 
Unternehmen über Missstände im Unter-
nehmen informieren müssten. Sei dies 
offensichtlich nicht praktikabel, so kom-
me als letzter Ausweg der Gang an die 
Öffentlichkeit in Betracht. Es sei danach 
zu fragen, ob dem Arbeitnehmer andere 
effektive Mittel zur Verfügung gestanden 
hätten, die Missstände, die er öffentlich 
gemacht hat, zu beseitigen. Nach der 
Entschließung der Parlamentarischen 

Glossar

Whistleblowing pp  
Unter Whistleblowing versteht man, 
dass Beschäftigte sich aus uneigen­
nützigen Motiven gegen in ihrem 
Arbeitsumfeld beobachtete Fälle von 
rechtswidrigen oder unethischen 
Praktiken wenden und entsprechende 
Hinweise an unternehmensinterne  
oder -externe Stellen geben.  

Europäischer Gerichtshof für pp
Menschenrechte (EGMR)  
Der EGMR wurde 1959 errichtet; er ist 
eine Institution des Europarats. Der 
Europarat ist eine internationale 
Organisation mit Sitz in Straßburg. 
Ziel des Europarats ist die Förderung 
der Demokratie sowie der Schutz  
der Menschenrechte und der Rechts­
staatlichkeit. Ihm sind 47 europäische 
Staaten beigetreten. Er ist unabhän­
gig von der Europäischen Union und 
sollte auch nicht mit dem Europä­
ischen Rat der Europäischen Union 
verwechselt werden. Organe des 
Europarats sind das Ministerkomitee 
und die Parlamentarische Versamm­
lung. Aufgabe des EGMR ist der 
Schutz der Europäischen Menschen­
rechtskonvention. Seine Urteile  
sind für die verurteilten Staaten ver­
bindlich.
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Versammlung des Europarats vom 
29. 4. 2010 (1.729 [2010]) muss externes 
Whistleblowing dort geschützt werden, 
wo keine ordnungsgemäß funktionieren-
den internen Whistleblowing-Kanäle exis-
tieren. Der Gerichtshof weist darauf hin, 
dass nach deutschem Recht Whistle
blower keine interne Untersuchung oder 
Beseitigung der Missstände erzwingen 
können.

Weitere Kriterien der Abwägung
Bei der Abwägung zwischen dem Inter-
esse des Arbeitgebers und dem Recht 
auf freie Meinungsäußerung des Arbeit-
nehmers seien darüber hinaus weitere 
Kriterien zu beachten:

das öffentliche Interesse an der Offen-pp
legung der Information;
der Wahrheitsgehalt der Information;pp
der Schaden des Arbeitgebers, der pp
durch die Veröffentlichung der Informa
tion entstand; dieser Schaden ist mit 
dem öffentlichen Interesse an der Auf-
deckung der Information abzuwägen;
die Motive des Arbeitnehmers bei der pp
Veröffentlichung der Information;
die Schwere der Sanktionierung des pp
Hinweisgebers durch den Arbeitgeber. 

Meinungsfreiheit im vorliegenden 
Fall vorrangig
Im vorliegenden Fall habe sich die Arbeit-
nehmerin zunächst an ihren Arbeitgeber 
gewandt. Es sei auch unbestreitbar ein 
öffentliches Interesse an der Information 
über die Missstände in einer Pflegeein-
richtung gegeben. Im Hinblick auf den 
Wahrheitsgehalt der Information sei zu 
berücksichtigen, dass die Mängel auch 
vom MDK festgestellt wurden; es lägen 
keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die 
Arbeitnehmerin wissentlich oder leicht-
fertig eine falsche Aussage gemacht 
habe. Hierbei sei unschädlich, dass die 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft in 
der Sache eingestellt worden seien: Es 
könne nicht erwartet werden, dass die 

Ergebnisse der staatsanwaltlichen Ermitt
lungen vom Whistleblower schon vorher-
gesehen werden. Der EGMR geht davon 
aus, dass das Hauptmotiv für die Anzeige 
der Arbeitnehmerin die potenzielle Ge-
fährdung der Gesundheit der Patienten  
in der Pflegeeinrichtung gewesen sei. 
Unbeachtlich sei, dass die Verbesserung 
ihrer eigenen Arbeitsbedingungen ein 
weiteres Ziel gewesen sein könnte. Im 
vorliegenden Fall überwiege auch das 
öffentliche Interesse an der Aufdeckung 
der Missstände das Interesse des Arbeit-
gebers an der Wahrung seines Rufes und 
seiner Geschäftsinteressen, die sicher-
lich unter der Anzeige gelitten hätten. Die 
außerordentliche Kündigung stelle zudem 
die schwerste arbeitsrechtliche Sanktion 
dar und habe nicht nur für die betroffene 
Arbeitnehmerin selbst negative Auswir-
kungen, sondern könne auch für Arbeit-
nehmer im gesamten Pflegesektor ab-
schreckende Wirkung haben. 

Praxisrelevanz
Die Entscheidung zeigt die Bedeutung 
eines funktionierenden internen Whistle
blowing-Systems für ein Unternehmen: 
Ein solches System kann unter Umstän-
den verhindern, dass Missstände im 
Unternehmen an die Öffentlichkeit ge
tragen werden, was dem Ruf und den 
Geschäftsinteressen des Unternehmens 
schadet. 

Der Aufsichtsrat selbst sollte im Rahmen 
der Überwachung des Risikofrüherken-
nungssystems sowie des Risikomanage-
mentsystems auf die Einrichtung eines 
angemessenen Whistleblowing-Systems 
dringen, das u. a. effektive Schutzklauseln 
für Hinweisgeber beinhaltet. 

Die Entscheidung verdeutlicht zudem 
einmal mehr die Notwendigkeit einer ge-
setzlichen Regelung zum Whistleblowing 
in Deutschland. Auf dem G20-Gipfel 2010 
in Seoul wurde Deutschland durch den 

G20 Anti-Corruption Action Plan vorgege
ben, bis Ende 2012 gesetzliche Regelun-
gen zum Schutz des Whistleblowing ein-
zuführen, sodass in absehbarer Zeit mit 
entsprechenden Maßnahmen zu rechnen 
sein dürfte. p

Astrid Gundel

Verfahrenshinweise

Europäischer Gerichtshof für Menschen­
rechte, Urteil vom 21.7.2011 – 28274/08, 
auf Englisch online verfügbar unter: 
http://cmiskp.echr.coe.int

Arbeitsgerichtliches Verfahren:

Arbeitsgericht Berlin, Urteil vom 
3.8.2005 – 39 Ca 4475/05

Landesarbeitsgericht Berlin, Urteil vom 
28.3.2006 – 7 Sa 1884/05

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 
6.6.2007 – 4 AZN 487/06 

Das Arbeitsgericht Berlin hielt die Kün­
digung für unwirksam. Auf die Berufung 
der Pflegeeinrichtung hob das Landes­
arbeitsgericht Berlin das Urteil des 
Arbeitsgerichts auf und ließ eine Revi­
sion vor dem Bundesarbeitsgericht 
nicht zu. Das Bundesarbeitsgericht wies 
die Beschwerde der Arbeitnehmerin 
gegen die Nichtzulassung der Revision 
zurück.

Verfahren vor dem Bundesverfassungs-
gericht:

Mit Beschluss vom 6.12.2007 lehnte es 
das Bundesverfassungsgericht ab, die 
Verfassungsbeschwerde der Arbeitneh­
merin zur Entscheidung anzunehmen.
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Unzureichende Berichterstattung und 
falsche Entsprechenserklärung: keine 
Entlastung, keine Kapitalerhöhung  
Eine ordnungsgemäße Abwicklung von Kapitalerhöhungen gehört zu den 
wichtigsten Pflichten des Vorstands. Die unzureichende Berichterstattung an  
die Hauptversammlung zur Erhöhung bereits genehmigten Kapitals führt nach 
der Entscheidung des OLG Frankfurt vom 5. 7. 2011 nicht nur zur Anfechtung der 
Entlastung des Vorstands, sondern wirkt sich zudem auf die Schaffung neuen 
Kapitals aus. Auch der Aufsichtsrat ist zu einer ordnungsgemäßen Berichterstat­
tung an die Hauptversammlung verpflichtet. Bei unzureichenden Angaben, hier 
zu aufgetretenen Interessenkonflikten, kann folglich auch dem Aufsichtsrat keine 
Entlastung gewährt werden.

Sachverhalt
In der Hauptversammlung der D-Bank  
(D) aus dem Jahr 2009 wurden u. a. Be-
schlüsse gefasst zur Entlastung des Vor-
stands und des Aufsichtsrats sowie zur 
Schaffung neu genehmigten Kapitals. 
Mehrere Aktionäre der D machen in ihren 
Klagen geltend, dass diese Beschlüsse 
nichtig bzw. anfechtbar seien. 

Keine Entlastung wegen falscher 
Entsprechenserklärung
Das OLG Frankfurt sieht in der – seiner 
Auffassung nach – unzutreffenden Erklä-
rung gemäß § 161 Abs. 1 S. 1 AktG einen 
Gesetzesverstoß, der zur Anfechtbarkeit 
der Entlastung des Aufsichtsrats führt. 

Der Aufsichtsrat soll im Sinne des Deut-
schen Corporate Governance Kodex 
(DCGK) in seinem Bericht an die Haupt-
versammlung über Interessenkonflikte 
und deren Behandlung informieren. Der 
Bericht des Aufsichtsrats der D enthalte 
zwar Formulierungen wie „persönliche 
Betroffenheit“ oder „gelegentlich gege-
bene latente Interessenkonflikte“, diese 
würden jedoch nicht den Anforderungen 
genügen. Es bedürfe vielmehr einer ge-
naueren Bezeichnung und der Zahl der 
aufgetretenen Interessenkonflikte, um 
„den Aktionären bei nächstfolgenden 

Wahlen zum Aufsichtsrat einen Überblick 
über die aufgetretenen Konflikte zu ge-
ben, die ggf. bei den Wahlentscheidun-
gen berücksichtigt werden können“.

Da es sich bei § 161 Abs. 1 S. 1 AktG um 
eine gemeinsame Erklärung beider Or-
gane handelt, führe ihre Unrichtigkeit 
auch zur Anfechtbarkeit des Entlastungs-
beschlusses für den Vorstand. 

Unzureichende Berichterstattung
Der Vorstand könne laut Gericht auch 
nicht entlastet werden, weil er nicht aus-
reichend darüber berichtet habe, warum 
in einer im September 2008 durchgeführ-
ten Erhöhung des genehmigten Kapitals 
das Bezugsrecht der Aktionäre ausge-
schlossen wurde. Zwar bedürfe es bei der 
Ausnutzung von bereits genehmigtem 
Kapital keines Berichts vor der Durchfüh-
rung der Kapitalerhöhung. Dafür habe der 
Vorstand jedoch auf der nachfolgenden 
Hauptversammlung der Gesellschaft von 
sich aus zu berichten und Rede und Ant-
wort zu stehen. 

Vorliegend habe die D zwar in einer Ad-
hoc-Mitteilung und einer Presseinforma-
tion sowie im Rahmen des Jahres- und 
Finanzberichts 2008 Angaben zu der 
Kapitalerhöhung gemacht, jedoch den 
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Verfahrenshinweis

OLG Frankfurt, Urteil vom 5.7. 2011  
– 5 U 104/10

Die Kapitalerhöhung wurde nach einem 
Freigabeverfahren (d. h. das Gericht hat 
auf Antrag der Gesellschaft durch Be-
schluss festgestellt, dass die Erhebung 
der Klage der Eintragung nicht entge-
gensteht und Mängel des Hauptver-
sammlungsbeschlusses die Wirkung 
der Eintragung unberührt lassen) be-
reits ins Handelsregister eingetragen 
(OLG Frankfurt, Beschluss vom 
23.2.2010 – 5 Sch 2/09).

Ausschluss des Bezugsrechts sowie den 
beschlossenen Ausgabebetrag der Ak-
tien nicht begründet. Dadurch sei der 
Hauptversammlung die Möglichkeit vor-
enthalten worden, zu überprüfen, ob der 
Vorstand bei dem Ausschluss des Be-
zugsrechts „sein unternehmerisches Er-
messen zutreffend im Gesellschaftsinte
resse ausgeübt hat“.

Unzureichende Berichterstattung 
wirkt fort: kein neues Kapital
Die Verstöße gegen die Berichtspflicht 
des Vorstands im Zusammenhang mit 
dem Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre wirken sich laut OLG Frankfurt 
auch auf neue Beschlüsse zur Kapitalge-
nehmigung aus. 

Durch die Schaffung genehmigten Ka
pitals verlagert die Hauptversammlung 
ihre Kompetenzen auf den Vorstand. Es 
müsse daher ein Vertrauen in die Vorge-
hensweise des Vorstands vorhanden 
sein. Deshalb sei die ordnungsgemäße 
Abwicklung von Kapitalerhöhungen in 
der Vergangenheit, die aufgrund früherer 
Kapitalmaßnahmen geschaffen wurden, 
für die Aktionäre bei der Entscheidung 
über die Genehmigung neuen Kapitals 
von Bedeutung. 

Die Abwicklung der Kapitalerhöhungen 
war jedoch nicht ordnungsgemäß, so-
dass auch der Beschluss zur Schaffung 
neuen Kapitals anfechtbar sei. 

Praxisrelevanz
Die besondere Brisanz der Entscheidung 
liegt in ihren weitreichenden Folgen. Der 
festgestellte Informationsmangel der Be-
richterstattung zum Bezugsausschluss 
wirkt nämlich nicht nur auf die darauf 

folgende Kapitalerhöhung fort, wie es in 
dieser Entscheidung der Fall war. Es kann 
vielmehr davon ausgegangen werden, 
dass die verfehlten Informationen jeder 
neuen Kapitalerhöhung anhaften. Sowohl 
künftige Kapitalerhöhungen als auch Ent-
lastungen des Vorstands werden dadurch 
anfechtbar. Für den Vorstand bzw. für das 
Unternehmen stellt sich daher die Frage, 
welche Voraussetzungen geschaffen wer-
den müssen, um das gestörte Vertrauen 
der Aktionäre wiederherzustellen. 

Das Urteil des OLG Frankfurt ist damit 
ein weiterer Schritt zur Stärkung von Ak
tionärsrechten. Durch die Hervorhebung 
der Berichtspflicht zum Ausschluss des 
Bezugsrechts wird die Bedeutung der 
Transparenz von Kapitalmarktinformatio-
nen besonders verdeutlicht.  

Darüber hinaus bestätigt das Gericht nicht 
nur die Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofs zur Anfechtbarkeit von Entlas-
tungsbeschlüssen, sondern konkretisiert 
auch weiter die Anforderungen, die in Be-
zug auf die Interessenkonflikte an den 
Bericht des Aufsichtsrats zu stellen sind. p

Ivona Kovacevic

© 2011 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Konzerngesellschaft der KPMG Europe LLP und Mitglied  
des KPMG-Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative („KPMG International“),  
einer juristischen Person schweizerischen Rechts, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. KPMG und das  
KPMG-Logo sind eingetragene Markenzeichen von KPMG International.



28       Audit Committee Quarterly III/2011

Corporate Governance aktuell

Compliance – Modeerscheinung oder 
Chefsache? 
Im Rahmen einer aktuellen Compliance Benchmark-Erhebung hat KPMG die 
Compliance-Verantwortlichen der DAX30-Konzerne sowie weiterer ausgewähl­
ter Unternehmen zur Organisation, Ausgestaltung und Funktionsfähigkeit ihrer 
Compliance Management-Systeme (CMS) befragt. Die Ergebnisse der Studie 
zeigen, dass sich deutsche Großunternehmen intensiv mit dem Thema befassen 
und Compliance bereits jetzt ein fester Bestandteil der Unternehmensstrukturen 
geworden ist. Dies zeigt sich auch an der Relevanz, die dem Thema auf Vor­
stands- und zunehmend auch auf Aufsichtsratsebene eingeräumt wird.

Compliance-Organisation 
Alle an der Studie beteiligten Unterneh-
men haben in den letzten Jahren ihre 
Compliance-Organisationen aufgebaut 
und entsprechende Verantwortlichkeiten 
und Prozesse definiert. Auch wenn die je-
weilige Ausgestaltung der Systeme im 
Einzelfall sehr individuell erfolgt, setzen 
sich alle Unternehmen mit den Kernele-
menten auseinander: Risikoermittlung, 
Kommunikation, Berichterstattung und 
Vorfallsmanagement.

Hinsichtlich der wichtigsten Compliance-
Risiken scheinen sich die Unternehmen 
einig: Kartellrechtsverstöße, Korruption 
und Verletzung von Datenschutz und IT-
Sicherheit haben bei der überwiegenden 
Mehrheit Top-Priorität. Daneben fokus-
sieren sie sich aber auch auf weitere, un-
ternehmensindividuelle Risikogebiete.

Einen deutlichen Schwerpunkt legen die 
Teilnehmer der Studie auf die Kommuni-
kation ihrer Compliance-Maßnahmen. Alle 
befragten Unternehmen verfügen über 
einen Verhaltenskodex und versuchen, 
ihre Mitarbeiter mit vielfältigen Kommu-
nikationsmöglichkeiten zu erreichen und 
zu schulen, um ein umfassendes Compli-
ance-Bewusstsein herzustellen. 

Ebenso haben alle befragten Unterneh-
men ein Hinweisgebersystem eingerich-
tet, um mögliche Compliance-Vorfälle auf

zudecken und aufzuklären. Generell stuft 
die Mehrheit der Studienteilnehmer die-
ses System als hilfreich bis sehr hilfreich 
ein.

Deutliche Unterschiede zeigen sich je-
doch in der Personalausstattung der ein-
zelnen Konzern-Compliance-Abteilungen. 
Diese scheint nicht nur von der Größe 
und Komplexität des jeweiligen Unter-
nehmens abhängig, sondern auch von 
den vergangenen Erfahrungen mit Com-
pliance-Vorfällen. So beschäftigen Unter-
nehmen, bei denen in jüngerer Vergan-
genheit Compliance-Vorfälle öffentlich 
geworden sind, in der Regel mehr als 20 
Personen in der Zentrale. Zum Vergleich: 
Die meisten anderen Unternehmen ha-
ben dort maximal zehn Mitarbeiter.

Compliance: originäre Vorstands­
aufgabe
Während anfänglich Compliance-Aufga-
ben überwiegend vom Finanzvorstand 
mitbetreut wurden, haben in der Zwi-
schenzeit fast die Hälfte der befragten 
Unternehmen (45 Prozent) die Zuständig-
keit für Compliance direkt dem Chief 
Executive Officer (CEO) zugeordnet oder 
bereits ein eigenes Vorstandsressort 
Compliance eingerichtet.

Die notwendigen Informationen erhält die 
Unternehmensleitung durch die regelmä-
ßige Pflichtberichterstattung und Ad-hoc-

Quellenhinweise

KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, „Compliance – Modeerschei-
nung oder Chefsache?“

Die Kernergebnisse der Studie und aus­
gewählte Handlungsempfehlungen sind 
online abrufbar unter  
http://www.kpmg.de/docs/2011_ 
Compliance_Benchmark_Studie.pdf

Die Erhebung wurde mittels eines stan­
dardisierten Fragebogens mit 40 Ein­
zelfragen zu Compliance-Aspekten 
durchgeführt und durch persönliche 
Gespräche ergänzt. Insgesamt sind  
die Angaben von 24 Compliance-Verant­
wortlichen in die Auswertung einge­
gangen.
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Berichte bei Compliance-Vorfällen. Wäh-
rend die meisten Unternehmen feste Fre-
quenzen für ihr Pflicht-Reporting definiert 
(79 Prozent) und die gewünschten Inhalte 
festgelegt haben (67 Prozent), verfügt nur 
ein Viertel von ihnen über eine integrierte 
Compliance-Berichterstattung (z. B. mit 
dem Risikomanagement-Reporting). Da-
durch erhält der Vorstand in vielen Fällen 
noch zahlreiche unterschiedliche Berich-
te. Dies spiegelt sich häufig auch in der 
Berichterstattung des Vorstands an den 
Aufsichtsrat wider.

Aufsichtsrat und Compliance
Der Aufsichtsrat befasst sich mit der Über-
wachung der Angemessenheit und Funk-
tionsfähigkeit des Compliance Manage-
ment-Systems als Teil des Risikomanage-
mentsystems (vgl. die Konkretisierung der 
Überwachungsaufgaben in § 107 Abs. 3 
S. 2 AktG). Bei 79 Prozent der Unterneh-
men nimmt der Aufsichtsrat hierfür das 
Thema Compliance mindestens einmal 
jährlich als Agendapunkt in die Aufsichts-
ratssitzung mit auf. Etwas mehr als die 
Hälfte der Aufsichtsräte erhält zudem 
bereits – in Abstimmung mit dem Vor-
stand – regelmäßige Compliance-Berich-
te (58 Prozent) oder Ad-hoc-Berichte 
über Compliance-Verstöße (54 Prozent) 

direkt vom Chief Compliance Officer 
(CCO). Die frühzeitige und intensive 
Einbindung des Aufsichtsrats in die Com-
pliance-Belange des Unternehmens ist 
wesentliche Voraussetzung für eine ef-
fektive Wirksamkeitsüberwachung des 
Compliance Management-Systems.

Positive Selbsteinschätzungen 
überwiegen
Die große Mehrheit der Unternehmen 
zeigt sich mit ihren bisherigen Compli-
ance-Bemühungen durchaus zufrieden. 
Drei Viertel der Befragten stufen ihre 
Compliance-Systeme als gut bis sehr gut 
ein und 83 Prozent betrachten sie auch 
als ein wirksames Instrument zur Haf-
tungsvermeidung. 

Gleichzeitig sehen die Unternehmen aber 
weiteren Optimierungsbedarf: Insbeson-
dere im Bereich der Risikoermittlung und 
der Ausgestaltung des Compliance-Re-
porting streben viele von ihnen Verbesse-
rungen an. Zudem passen bislang nur 
weniger als ein Drittel der Befragten ihre 
Compliance Management-Systeme lau-
fend an neue oder veränderte Anfor
derungen an. Auch hier sind in Zukunft 
noch Verbesserungsmaßnahmen zu er-
warten. p

Dr. Oliver Engels  / Joana Moldor

Wie befasst sich der Aufsichtsrat mit dem Thema Compliance?
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EU-Grünbuch Abschlussprüfung aktuell
Das Europäische Parlament hat einen zurückhaltenden Initiativbericht zum  
EU-Grünbuch Abschlussprüfung verabschiedet. Kommisar Barnier hat den-
noch einen „ambitionierten“ Gesetzgebungsvorschlag für November 2011 an­
gekündigt.

Nach der Sommerpause hat das Europä
ische Parlament am 13. 9. 2011 den vom 
EP-Rechtsausschuss Ende Mai ange-
nommenen Entwurf mit Zustimmung 
aller wesentlichen Parteien des Parla-
ments unverändert beschlossen. Der ur-
sprünglich vom Berichterstatter – dem 
spanischen Sozialisten Antonio Masip 
Hidalgo – vorgelegte Berichtsentwurf, der 
weitgehend dem Ansatz der Europä
ischen Kommission folgte und tief grei-
fende Reformen des Prüferberufs ver-
langte, wurde grundsätzlich überarbeitet. 
Der endgültige Bericht äußert sich weit 
zurückhaltender bezüglich der von der 
Kommission angeregten Vorhaben und 
verlangt in allen wesentlichen Fragen 
detaillierte Folgenabschätzungen (Impact 
Assessments) zu eventuellen Legislativ-
vorschlägen der Kommission.

Wesentliche Forderungen des Europä
ischen Parlaments sind u. a.:

Einbettung der Diskussion um die pp
Rolle der Abschlussprüfung in die brei-
tere Corporate Governance-Debatte 
der EU;
Umfangreichere Berichterstattung des pp
Abschlussprüfers an Aufsichtsrat /Prü-
fungsausschuss und Hauptversamm-
lung; Prüfung durch die Kommission, 
ob sogenannte Risikoberichte eben-
falls Gegenstand von Prüfung und Be-
richterstattung sein sollten;
Verbesserte EU-weite Standards zur pp
Kommunikation zwischen Abschluss-
prüfern und Aufsichtsbehörden für grö-
ßere Finanzinstitutionen;
Verbindliche Annahme der Internatio-pp
nal Standards on Auditing (ISA);
Sicherstellung der Unabhängigkeit des pp

Abschlussprüfers durch gestärkte Auf-
sichtsräte /Prüfungsausschüsse; Aus-
wirkungsanalyse der Kommission zu 
Gemeinschaftsprüfungen und externer 
Rotation von Prüfungsgesellschaften;
Maßnahmen gegen den unerwarteten pp
Zusammenbruch großer Prüfungsge-
sellschaften;
Maßnahmen zur Schaffung eines ein-pp
heitlichen europäischen Marktes für 
Prüfungsleistungen.

Überraschenderweise hat sich der zustän
dige Binnenmarktkommissar Barnier im 
Rahmen der Aussprache des Europä
ischen Parlaments zur Verabschiedung 
des Grünbuch-Berichts zu Wort gemel-
det und in einer längeren Rede die Eck-
punkte eines bereits für November ge-
planten Legislativvorschlags skizziert. 
Sein Auftritt diente offensichtlich der Ein-
stimmung der Parlamentarier auf einen 
weit über die Beschlüsse des Parlaments 
hinausreichenden „ambitionierten“ Le
gislativvorschlag, der drei Kernbereiche 
umfassen soll: Unabhängigkeit des Ab-
schlussprüfers, Eingriffe in nationale Prü-
fungsmärkte sowie Schaffung eines stär-
ker integrierten europäischen Prüfungs-
marktes. Hinsichtlich der Unabhängigkeit 
des Abschlussprüfers erwägt Barnier 
derzeit weiterhin das Konzept der „reinen“ 
Prüfungsgesellschaften, die ausschließ-
lich Prüfungsleistungen anbieten sollen. 
Auch möchte Barnier Unternehmen in 
regelmäßigen Abständen zwingen, die 
Prüfungsgesellschaft zu wechseln. Im 
Zusammenhang mit Eingriffen in den 
Prüfungsmarkt steht für ihn weiterhin die 
Gemeinschaftsprüfung im Vordergrund 
der Überlegungen, d. h. die Prüfung eines 
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Unternehmens durch zwei Prüfungsge-
sellschaften anstelle einer einzigen. Zur 
Schaffung eines europäischen Prüfer-
marktes wird insbesondere die Einfüh-
rung eines europäischen Prüferpasses 
erwogen, der die grenzüberschreitende 
Tätigkeit von Abschlussprüfern erleich-
tern soll.

Nach Barniers Rede im Europäischen Par-
lament sind Ende September eine Reihe 
von Presseartikeln erschienen, die auf 
einen angeblich verfügbaren inoffiziellen 
Gesetzesentwurf Bezug nehmen. Nach 

den Presseangaben wären danach tat-
sächlich „reine“ Prüfungsgesellschaften, 
die Rotation von Prüfungsgesellschaften 
nach neun Jahren sowie Gemeinschafts-
prüfungen bei größeren Unternehmen des 
öffentlichen Interesses elementarer Be-
standteil der gesetzgeberischen Initiative 
von Barnier. Barniers Gesetzesvorschlag 
scheint noch der Zustimmung der ande-
ren EU-Kommissare zu bedürfen und die 
Veröffentlichung der endgültigen Fassung 
des Gesetzesentwurfs wird für Ende 
November erwartet. p 

Georg Lanfermann

Weitere Qualifizierung von Aufsichtsräten 
gefordert
Nur 18 Prozent der Vorstände und Geschäftsführer gehen davon aus, dass 80 Pro­
zent und mehr der Mitglieder des Aufsichtsrats die notwendige Kompetenz mit­
bringen. Zu diesem Ergebnis kommt zumindest eine Umfrage von Boyden Global 
Executive Search in Zusammenarbeit mit der WHU – Otto Beisheim School of 
Management. Der Blick der Befragten in die Zukunft ist verhalten optimistisch:  
72 Prozent rechnen infolge des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes mit einer 
Professionalisierung des Aufsichtsrats. 73 Prozent der Befragten gaben an, dass 
die derzeitig gesetzlich zulässige Anzahl von maximal 10 Aufsichtsratsmandaten 
zu hoch ist.

Von Anfang Dezember 2010 bis Februar 
2011 wurden 92 Geschäftsführer und Vor-
stände von Konzernen, Großunternehmen 
und führenden Mittelständlern befragt. 

Die Umfrage gibt einen Einblick, wie Vor
stände und Geschäftsführer in Deutsch-
land die in den vergangenen Jahren ge-
wachsenen Herausforderungen für den 
Aufsichtsrat bewerten. Im Zentrum ste-
hen Fragen um die Besetzung des Auf-
sichtsrats und die Kompetenz seiner Mit-
glieder.

Kompetenz der Aufsichtsräte
Die Hälfte der Befragten ist davon über-
zeugt, dass 60 Prozent und mehr der Auf-

Wie viel Prozent aller Ihnen bekannten Aufsichtsräte rechnen Sie die notwendige 
Kompetenz zu?
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sichtsratsmitglieder über die nötige Kom-
petenz verfügen (siehe Abbildung S. 31). 

Gründe für die Berufung in den Auf­
sichtsrat
Ein Drittel der Befragten ist der Auffas-
sung, dass 40 Prozent und mehr der Mit-
glieder des Aufsichtsrats nur aufgrund 
ihres publizitätsträchtigen Namens und 
nicht wegen ihrer Qualifikation in den 
Aufsichtsrat gerufen wurden. 

Über 50 Prozent der Befragten sind der 
Ansicht, dass Aufsichtsratsmandate „als 
Belohnung“ von z. B. Vorständen verge-
ben werden, wobei hiervon nahezu die 
Hälfte der Überzeugung ist, dass dabei 
die persönliche Eignung außer Acht ge-
lassen wurde. 

Aufsichtsrat als Mitunternehmer 
mehrheitlich unerwünscht
Auf die Frage, ob der Aufsichtsrat mehr 
gestaltende Kompetenz ins Unterneh-
men einbringen sollte, antworten 74 Pro-

zent, dass die Leitung des Unternehmens 
allein dem Vorstand obliegen solle und 
dem Aufsichtsrat hierzu die nötige fachli-
che Eignung fehle.

Besetzung des Aufsichtsrats
Hinsichtlich der Verteilung der Sitze im 
Aufsichtsrat zwischen Vertretern der 
Arbeitnehmer und Anteilseigner zeigen 
sich 61 Prozent zufrieden mit der bishe
rigen Aufteilung. Für eine Veränderung 
der Sitzverteilung zugunsten der Anteils-
eignervertreter sind 16 Prozent; 12 Pro-
zent sprechen sich für eine Veränderung 
der Sitzverteilung zugunsten der Arbeit-
nehmervertreter aus.

Lediglich vier Prozent der Befragten hal-
ten die derzeit maximale Anzahl der Auf-
sichtsratsmitglieder von 21 für angemes-
sen. Dagegen sprechen sich 44 Prozent 
für höchstens 13 Mitglieder aus, um noch 
effektiv arbeiten und gleichzeitig alle Auf-
gabenspektren des Aufsichtsrats abde-
cken zu können. p 

Astrid Gundel

Quellenhinweis  

Boyden Global Executive Search in 
Kooperation mit Prof. Dr. Martin Högl, 
Lehrstuhl für Führung und Personal­
management, WHU – Otto Beisheim 
School of Management, „Die neue  
Rolle des Aufsichtsrats“, online abruf­
bar unter http://www.boyden.de

Änderung des Umwandlungsgesetzes  
– „Squeeze-out“ erleichtert
Eine wichtige Änderung des Dritten Gesetzes zur Änderung des Umwandlungs­
gesetzes ist die Erleichterung der Möglichkeit des sog. Squeeze-out, d. h. des 
Zwangsausschlusses von Minderheitsaktionären. Im Zusammenhang mit Ver­
schmelzungen wird ein solcher künftig schon dann möglich sein, wenn die Ober­
gesellschaft nur 90 Prozent der Anteile hält.

Die Änderungen des Umwandlungsge-
setzes dienen der Umsetzung einer EU-
Richtlinie in nationales Recht (EU-Richt
linie 2009 /109 /EG vom 16.11. 2009). Ziel 
ist es, den bürokratischen Aufwand von 
Unternehmen, die in der EU ansässig 
sind, im Zusammenhang mit Umwand-
lungsmaßnahmen zu verringern. 

Die Änderungen betreffen Verschmelzun-
gen und Spaltungen unter Beteiligung von 
Aktiengesellschaften sowie – im Fall der 
grenzüberschreitenden Verschmelzung – 
auch unter Beteiligung von KGaA und 
GmbHs. 
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Erleichterung des Squeeze-out
Hintergrund der Erleichterung ist, den Auf-
bau einer Blockadeposition durch Hedge-
fonds, die auf die Erlangung höherer Bar-
abfindungen abzielt, zu erschweren. Ein 
Squeeze-out ist nach den neuen Bestim-
mungen schon dann möglich, wenn die 
Obergesellschaft nur 90 Prozent der An-
teile hält. Voraussetzung für einen solchen 
Squeeze-out ist, dass die Obergesell-
schaft ebenfalls eine Aktiengesellschaft 
ist und der Squeeze-out in sachlichem und 
zeitlichem Zusammenhang mit einer Ver-
schmelzung der Untergesellschaft auf die 
Obergesellschaft steht. Infolge der Finanz
krise hatte der Gesetzgeber ebenfalls ein 
Quorum von 90 Prozent für die Rettung 
systemrelevanter Banken beschlossen. 
Abgesehen von diesen Sonderfällen bleibt 
es dabei, dass ein Squeeze-out erst ab 
einem Quorum von 95 Prozent zulässig 
ist (§ 327a Abs. 1 AktG). 

Weitere Erleichterungen
Bei einer Verschmelzung einer 100-pro-
zentigen Tochtergesellschaft auf ihre 
Muttergesellschaft ist ein Zustimmungs-
beschluss der Muttergesellschaft nicht 
mehr erforderlich. Zudem wurde die Mög
lichkeit geschaffen, zur Vorbereitung der 
Hauptversammlung den Aktionären be-
stimmte Unterlagen über das Internet 
zugänglich zu machen. Der bürokratische 
Aufwand von Unternehmen soll auch 
verringert werden, indem in Zukunft die 
Aufstellung einer Zwischenbilanz nicht 
mehr notwendig ist, wenn die Gesell-
schaft einen Halbjahresfinanzbericht ge-
mäß § 37w WpHG veröffentlicht hat. 
Erforderliche Prüfungen nach dem Um-
wandlungsgesetz und dem Aktiengesetz 
können darüber hinaus künftig durch 
denselben Sachverständigen durchge-
führt werden. p 

Astrid Gundel

Quellenhinweis

Drittes Gesetz zur Änderung des 
Umwandlungsgesetzes vom 11.7. 2011, 
BGBl 2011, Teil 1, Nr. 35, S. 1.338, in Kraft 
getreten am 15. 7. 2011. 

UK Bribery Act 2010 – auch für  
deutsche Unternehmen relevant
Deutschen Unternehmen, die keine angemessenen Vorkehrungen zur Verhinde­
rung von Korruption in ihrem Unternehmen getroffen haben, droht nun unter 
Umständen die Strafbarkeit nach britischem Recht: Der am 1. 7. 2011 in Kraft ge­
tretene UK Bribery Act 2010 regelt neben der aktiven und passiven Bestechung 
sowie der Bestechung von ausländischen Amtsträgern auch die Strafbarkeit von 
Unternehmen, die keine geeigneten Maßnahmen zur Verhinderung von Korrup­
tion ergriffen haben. 

Der UK Bribery Act 2010 ersetzt die zuvor 
geltenden, stark fragmentierten Regelun-
gen zur Korruption in Großbritannien.

Anwendbarkeit auf deutsche Unter­
nehmen
Für die aktive und passive Bestechung 
sowie die Bestechung ausländischer 
Amtsträger findet der Bribery Act dann 
Anwendung, wenn der Tatort in Großbri-
tannien liegt oder der Täter eine enge 

Verbindung zum Land aufweist, z. B. dort 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder 
– im Fall einer juristischen Person – nach 
britischem Recht gegründet wurde.

Die Vorschrift über die Strafbarkeit von 
Unternehmen aufgrund nicht geeigneter 
Antikorruptionsmaßnahmen findet auch 
auf Unternehmen und Partnerschaften 
Anwendung, die nicht in Großbritannien 
gegründet wurden oder dort ihren Sitz 
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haben, wenn sie Teile ihres Geschäfts in 
Großbritannien ausüben. Unklar ist der-
zeit noch, welche Voraussetzungen im 
Einzelnen vorliegen müssen, damit ein 
Unternehmen Teile seines Geschäfts in 
Großbritannien im Sinne der Vorschrift 
ausübt. Die Bestechung selbst muss kei-
nen Bezug zu Großbritannien haben.

Bestechungstatbestände
Aktive Bestechung
Verboten nach dem Bribery Act ist die 
aktive Bestechung, und zwar sowohl im 
öffentlichen als auch im privaten Sektor. 
Im privaten Sektor geht der Bribery Act 
weiter als das deutsche Recht, das nur 
die Bestechung und Bestechlichkeit im 
geschäftlichen Verkehr und nicht auch 
die Bestechung im Privatbereich unter 
Strafe stellt. Um das Delikt der aktiven 
Bestechung zu begehen, muss eine Per-
son einer anderen einen – nicht zwingend 
finanziellen – Vorteil anbieten, verspre-
chen oder gewähren. Zusätzlich muss 
der Täter eine Pflichtverletzung des Vor-
teilsempfängers, eines Dritten oder die 
nachträgliche Belohnung einer solchen 
Pflichtverletzung beabsichtigen. Letzteres 
ist nach deutschem Recht nur im amtli-
chen Verkehr strafbar. Alternativ ist es 
ausreichend, dass der Täter weiß oder 
glaubt, dass bereits die Annahme des 
Vorteils an sich eine Pflichtverletzung des 
Empfängers darstellt. 

Wann Aufwendungen für Geschenke, 
Bewirtung u. Ä. noch als gewöhnliche Ge-
schäftsmaßnahmen gelten können und 
noch keine Bestechung darstellen, wird  
– wie im deutschen Recht auch – gesetz-
lich nicht definiert.

Passive Bestechung
Spiegelbildlich zur aktiven Bestechung 
macht sich auch derjenige strafbar, der 
sich einen Vorteil gewähren oder verspre-
chen lässt oder einen solchen verlangt 
und dieses Verhalten an sich pflichtwidrig 

ist oder der Vorteil eine Pflichtverletzung 
belohnen soll. 

Bestechung ausländischer Amtsträger
Strafbar macht sich nach dem Bribery Act 
zudem, wer einem ausländischen Amts
träger einen Vorteil gewährt, anbietet 
oder verspricht und beabsichtigt, diesen 
hierdurch in dessen Amtsausführung zum 
eigenen geschäftlichen Nutzen zu beein-
flussen. Anders als im deutschen Recht 
ist damit auch die Vorteilsgewährung 
zugunsten ausländischer Amtsträger ver-
boten (d. h. das Anbieten, Versprechen 
oder Gewähren eines Vorteils für die 
Dienstausübung), sofern der Täter damit 
beabsichtigt, deren Amtsausführung zu 
beeinflussen.

Nichtergreifen geeigneter Maßnah­
men zur Verhinderung von Korruption
Hierbei dürfte es sich um die meist disku-
tierte Vorschrift des Bribery Act handeln. 
Strafbar können sich nun auch Unterneh-
men machen, wenn eine mit dem Unter-
nehmen verbundene Person eine andere 
Person „im Unternehmensinteresse“ be-
sticht. Die Strafbarkeit ist dann ausge-
schlossen, wenn das Unternehmen nach-
weist, dass es angemessene Maßnah-
men zur Verhinderung von Korruption 
getroffen hat. Der Begriff der verbunde-
nen Person ist im Gesetz definiert und 
wird sehr weit gefasst: Es ist ausrei-
chend, dass die Person Dienstleistungen 
für das Unternehmen oder im Namen 
des Unternehmens erbringt. Als Bei-
spiele nennt das Gesetz Angestellte, 
Agenten und Tochtergesellschaften. 

Geldstrafen für einen Verstoß gegen 
diese Vorschrift können in unbegrenzter 
Höhe verhängt werden.

Die Vorschrift ist im Übrigen neben den 
anderen Bestechungstatbeständen des 
Bribery Act anwendbar: Besticht die 
Geschäftsführung oder das führende 
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Management des Unternehmens oder 
lassen sich diese „im Unternehmens
interesse“ bestechen, haftet das Unter-
nehmen (auch) nach den übrigen Beste-
chungstatbeständen des Bribery Act. 

Geeignete Maßnahmen zur Verhinde­
rung von Korruption
Der Bribery Act schweigt zu der Frage, 
wie geeignete Präventionsmaßnahmen 
aussehen können. Das britische Justiz
ministerium hat im März 2011 hierzu 
unverbindliche Leitlinien zur Orientierung 
herausgegeben. Das Ministerium weist 
darauf hin, dass letztendlich aber die 
Gerichte entscheiden werden, ob das 
Unternehmen geeignete Vorkehrungen 
getroffen hat. In den Leitlinien werden 
sechs Prinzipien zur Verhinderung von 
Korruption genannt, die jeweils näher 
erläutert und durch elf Fallstudien ver
anschaulicht werden:

Angemessenheit der Maßnahmenpp
Die Antikorruptionsmaßnahmen sollen 
im angemessenen Verhältnis zum Kor-
ruptionsrisiko sowie zu der Art, Größe 
und Komplexität der Unternehmens
aktivität stehen. Sie sollen u. a. ver-
ständlich sein sowie effektiv im Unter-
nehmen durchgesetzt werden.
Bekenntnis des Spitzenmanage­pp
ments zur Korruptionsvermeidung 
Das Spitzenmanagement des Unter-
nehmens soll eine Unternehmenskul-
tur unterstützen, in der Korruption nicht 
toleriert wird.
Risikoanalysepp
Das Unternehmen soll regelmäßig fun-
dierte und dokumentierte Untersuchun

gen über unternehmensspezifische 
externe und interne Risiken für Korrup-
tion durchführen.
Due Diligence pp
Durch geeignete Maßnahmen soll 
verhindert werden, dass mit dem 
Unternehmen verbundene Personen 
im „Interesse des Unternehmens“ be-
stechen.
Kommunikation (einschließlich pp
Schulungen)
Das Unternehmen soll sicherstellen, 
dass seine Präventionsmaßnahmen 
intern und extern kommuniziert und 
verstanden werden und Schulungen 
angeboten werden, die auf die Risiko-
situation des Unternehmens abge-
stimmt sind.
Überwachung und Überprüfungpp
Die Präventionsmaßnahmen sollen 
überwacht, überprüft und erforderli-
chenfalls verbessert werden. p 

Astrid Gundel

Corporate Governance aktuell

Quellenhinweise

Der UK Bribery Act 2010 ist online pp
abrufbar unter http://www.legislation.
gov.uk/ukpga/2010/23/contents

Die Leitlinien des britischen Justizmi­pp
nisteriums zum UK Bribery Act 2010 
und eine Kurzanleitung sind online 
abrufbar unter  
http://www.justice.gov.uk/

Das Serious Fraud Office und der pp
Director of Public Prosecutions haben 
am 30. 3. 2011 Leitlinien zur Verfolgung 
der im UK Bribery Act geregelten 
Straftaten für England und Wales ver­
öffentlicht. Sie sind online abrufbar 
unter http://www.sfo.gov.uk/ 
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Die Welt der Corporate Governance
Afrika (Region Subsahara)

Schutz von Aktionärs­
rechten

Einige afrikanische Länder wie 
Dschibuti, Gambia, Kenia, Mala- 
wi, Südafrika und die Länder der 
Westafrikanischen Wirtschafts- 
und Währungsunion (Union 
Economique et Monétaire Ouest- 
Africaine – UEMOA, Mitglieder: 
Benin, Burkina Faso, Cote d’Ivoire, 
Guinea-Bissau, Mali, Niger, Sene-
gal, Togo) haben Gesetze zum 
Schutz von Aktionären erlassen. 
Dennoch bot die Region Subsa-
hara-Afrika im Juni 2010, ge- 
messen am „Investor Protection 
Index“ der Weltbank, den gerings
ten Schutz für die Investoren 
weltweit. Innerhalb der Region 
verfügt Südafrika über die stärks- 
ten Schutzrechte (8 von 10 mög- 
lichen Punkten), während die 
Investoren in Dschibuti (2,3) und 
Gambia (2,7) den geringsten 
Schutz erwarten können.2

Board-Ausschüsse

In südafrikanischen öffentlichen und staatlichen Unternehmen 
müssen die Mitglieder des Audit Committee von den Aktionären 
im Rahmen der jährlichen Hauptversammlung bestellt werden. 
Alle staatlichen, börsennotierten Unternehmen sowie Unter-
nehmen von bestimmtem öffentlichen Interesse sind darüber 
hinaus zur Einrichtung eines „Sozial- und Ethikausschusses“ 
verpflichtet mit der Aufgabe, das Unternehmen im Hinblick auf 
die soziale und wirtschaftliche Entwicklung zu überwachen.4

Bevor ein Unternehmen an der ghanaischen Börse notiert werden 
kann, muss es einen schriftlichen Nachweis bezüglich der Tätigkeit 
und der Effektivität eines Prüfungsausschusses erbringen.5 

Corporate Governance  
Kodizes

Malawi, Mauritius, Mosambik, Nigeria, 
Südafrika und Sambia haben nationale 
Corporate Governance Kodizes ver­
abschiedet. Dagegen wird die Corpo­
rate Governance in Botsuana, Ghana, 
Namibia, den Seychellen und Mada­
gaskar durch jeweilige Unternehmens­
gesetze reguliert.3 

Für die Länder der UEMOA enthält 
das Westafrikanische Rechnungsle­
gungssystem (Le Système Comptable 
Ouest-Africain – SYSCOA) auch Rege­
lungen zur Corporate Governance,  
u.a. zur Transparenz relevanter Unter­
nehmensinformationen. 

Der Markt

Nur wenige Staaten in der Region 
südlich der Sahara verfügen über  
einen Aktienmarkt. Größere Bedeu- 
tung hat in den meisten afrikanischen 
Ländern der sog. Informal Sector. 
Dieser umfasst meistens sehr kleine 
Unternehmen, deren Geschäfts- 
tätigkeit außerhalb jeder staatlichen 
Regulierung erfolgt, d.h. sie sind 
weder registriert noch führen sie 
Steuern ab. Der prozentuale Anteil 
des Informal Sector am Bruttona- 
tionaleinkommen beträgt zwischen  
30 Prozent in Südafrika und nahezu 
60 Prozent in Nigeria.1  

Quelle: Standard & Poor’s, Global Stock 
Markets Factbook and supplemental S & P data.

Anzahl inländischer börsennotier­
ter Unternehmen nach Ländern im 
Jahr 2010:

Land 2010

Botsuana 21

Cote d’Ivoire 38

Ghana 35

Kenia 53

Malawi 14

Namibia 7

Nigeria 215

Südafrika 360

Swasiland 5

Tansania 11

Uganda 8

Sambia 19

Simbabwe 76

Deutschland 571
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Rechnungslegung und Abschlussprüfung

Die meisten afrikanischen Länder erkennen die Rechnungslegungsgrundsätze  
z. B. des International Accounting Standards Board (IASB) an. Ihre Implementie-
rung und Durchsetzung ist dennoch begrenzt.  

In Südafrika kann ein Abschlussprüfer für höchstens fünf aufeinanderfolgende 
Geschäftsjahre für die Abschlussprüfung in einem Unternehmen bestellt  
werden.6 

Die Dauer der Bestellung der Abschlussprüfer in Unternehmen, die an der  
„2000 Ghana Governance and Corruption Survey“ teilnahmen, betrug zum  
Zeitpunkt der Umfrage zwischen zwei und fünfzig Jahre.7

Quellen

  1   	�UN Economic Commission for Africa, African 
Governance Report II 2009

  2  	� The World Bank, Strength of investor  
protection index, www.doingbusiness.org/
data/exploretopics/protecting-investors

  3 	�  UN Economic Commission for Africa, African 
Governance Report II 2009

  4   	�KPMG South Africa, The Companies Act 71  
of 2008

  5  	� Mensah, Sam /Aboagye, Kwame /Addo, Elsie /
Buatsi, Seth, Corporate Governance and  
Corruption in Ghana, Empirical Findings and 
Policy Implications, 2003

  6   	�KPMG South Africa, The Companies Act 71  
of 2008, www.kpmg.co.za

  7   	�Mensah, Sam /Aboagye, Kwame /Addo, Elsie /
Buatsi, Seth, Corporate Governance and  
Corruption in Ghana, Empirical Findings and 
Policy Implications, 2003

  8   	�Business Anti-Corruption Portal,  
http://www.business-anti-corruption.com

Korruption

Die Korruption wird als die größte Herausforderung für die Wirtschafts-
entwicklung und Corporate Governance in Afrika angesehen. 

Bei einer Untersuchung des Business Anti-Corruption Portals 8 haben  
18 Prozent der befragten Unternehmen in Kamerun zugegeben, Beste-
chungsgelder gezahlt zu haben, um Aufträge und Marktanteile zu gewin-
nen; 63 Prozent gaben an, dass ca. ein Zehntel ihres Umsatzes für Beste-
chungszahlungen bestimmt ist.

In Nigeria sehen die Unternehmen teilweise davon ab, Schilder anzubrin-
gen, die auf ihren Standort hinweisen, damit sie nicht von den Staats- 
beamten bezüglich Bestechungsgelder aufgesucht werden können.

Broad-Based Black  
Economic Empowerment 
(B-BBEE) in Südafrika

Die südafrikanische Regierung 
hat im Jahr 2003 die Politik des 
„Broad-Based Black Economic 
Empowerment” (B-BBEE) be-
schlossen. Ziel ist es, die wirt-
schaftliche Gleichstellung der 
schwarzen Bevölkerung zu för-
dern und zu beschleunigen. Die 
praktische Umsetzung erfolgt  
im Wesentlichen durch verschie-
dene Verhaltenskodizes (B-BBEE 
Codes of Good Practice), inklusive 
einer Wertungsliste, die Firmen 
nach dem Umsetzungsfortschritt 
der B-BBEE-Prinzipien beurteilt. 

Die B-BBEE-Regelungen sind ledig- 
lich für alle staatlichen Organe 
und Gesellschaften zwingend.  
Für die Privatwirtschaft wird ihre 
Anwendung empfohlen. Unter-
nehmen, die nach der B-BBEE-
Wertungsliste einen hohen Wert 
erreichen, werden u.a. bei der 
Vergabe von Aufträgen, Lizenzen 
und Konzessionen bevorzugt.  
Dadurch gewinnt die B-BBEE- 
Bewertung auch für die Auftrags-
vergabe in der Privatwirtschaft 
immer mehr an Bedeutung. 

Zusammengestellt von Ivona Kovacevic

Quelle: ECA survey of experts 2007.

Wie schätzen Experten die Maßnahmen der Regierung zur Sicherstellung einer 
transparenten und ordnungsgemäßen Corporate Governance ein?
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Transparenz und Ordnungsmäßigkeit werden immer oder meistens 
sichergestellt (Anteil der befragten Experten, länderweise, in Prozent) 

Die Welt der Corporate Governance
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Die Struktur des DRSC hat sich grundle-
gend verändert, z. B. durch erstmalige An-
erkennung von Verbänden als vollwertige 
Mitglieder oder die Gründung zweier Fach-
ausschüsse, die an die Stelle des bisheri-
gen einheitlichen Standardisierungsrats 
treten. Welche weiteren Schritte stehen 
nun im Einzelnen an?  
Die Rahmenbedingungen sind verabschie
det; nun gilt es, die neuen Strukturen mit 
Leben, d. h. im Wesentlichen mit handeln
den Personen zu füllen. Der Nominierungs
ausschuss hat das Verfahren in Gang ge-
setzt, die Mitglieder der Fachausschüsse 
und des Präsidiums auszuwählen; die An-
zahl der Interessenbekundungen ist groß. 
Die beiden Fachausschüsse müssen sich 
wie selbstverständlich in die nationale 
wie internationale Diskussion einbringen 
und miteinander gemeinsame Ziele um-
setzen; diese Ziele müssen unter Berück-
sichtigung des gesamtwirtschaftlichen 
Interesses erarbeitet werden. Schließlich 
ist noch der neue Standardisierungsver-
trag abzuschließen; die Vorarbeiten sind 
aufgenommen worden.	

Welche Schwerpunkte und Herausforde-
rungen sehen Sie für die künftige Arbeit 
des DRSC?
Die Facharbeit wird sich in den nächsten 
Monaten wandeln. Der IASB hat eine 
Agenda-Konsultation auf den Weg ge-
bracht, die verdeutlicht, dass der Standar-
disierungsprozess lange vor dem Ringen 
um Lösungen beginnt, nämlich mit der 
Auswahl von Themen. Diese Auswahl 
sollte auf Erkenntnissen beruhen, wo 

Wie geht es weiter mit dem DRSC?
Das Fortbestehen des Deutschen Rechnungslegungs Standards Committee e.V. 
(DRSC) ist nach der Kündigung des Standardisierungsvertrags mit dem Bundes­
justizministerium im Juni 2010 gesichert. Die Mitgliederversammlung stimmte 
im Mai dieses Jahres für ein neues Modell (vgl. Quarterly II/2011, S. 47) und die 
neue Satzung des DRSC wurde am 20. 7. 2011 beschlossen. Im Interview blickt 
Liesel Knorr, Präsidentin des Deutschen Standardisierungsrates (DSR), in die 
Zukunft des DRSC. 

Financial Reporting Update

Frau Knorr, ein Jahr nach der Kündigung 
des Standardisierungsvertrags mit dem 
Bundesjustizministerium hat die Mitglie-
derversammlung des DRSC die neue 
Satzung genehmigt. Wie blicken Sie auf 
dieses vergangene Jahr?
Die Kündigung des Standardisierungsver-
trags war der Schlusspunkt von Diskus
sionen über Monate, wie ein stärkeres 
Engagement – inhaltlich und finanziell – 
der beteiligten Kreise motiviert und umge
setzt werden könnte. Die fortzuführende 
Begleitung der Aktivitäten des Internatio-
nal Accounting Standards Board (IASB) 
wurde von allen erwartet; sie war durch 
äußerst zähe Debatten zwischen IASB 
und Financial Accounting Standards Board 
(FASB) gekennzeichnet, die zu einem 
deutlich später als geplanten Abschluss 
der Projekte führen. Der sehr direkte 
Draht zum IASB seit dem Amtsantritt von 
Frau Dr. König sollte weiterhin gepflegt 
werden. Bei der handelsrechtlichen Rech
nungslegung nach der Umsetzung des 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes 
(BilMoG) sind Wünsche nach weiteren 
Veränderungen begrenzt; hier wurden 
zunächst grundsätzliche Forderungen 
aufgestellt, die noch mit konkreteren 
Anforderungen für nicht gelistete Unter-
nehmen unterlegt werden müssen. Der 
Mitgliederbestand umfasst nun elf Ver-
bände und 65 Unternehmen, weiterer Zu-
wachs wird erwartet. Die verbliebene 
Mannschaft in der Geschäftsstelle hat 
sich nach Kräften bemüht, national wie 
international sichtbar zu bleiben; eine bal-
dige Verstärkung drängt.

Liesel Knorr ist seit 2007 Präsidentin 
des Deutschen Standardisierungs­
rates. Zuvor war sie Generalsekretärin 
des DRSC, Technical Director des 
International Accounting Standards 
Committee (IASC) und als Partner 
von KPMG in Köln und Brüssel tätig.
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etwas im Argen liegt und Verbesserungs-
potenzial gesehen wird. Als nationaler 
Standardsetzer sind wir aufgerufen, zu 
diesem Erkenntnisprozess beizutragen. 
Während wir bei der internationalen Rech
nungslegung nur beitragen, haben wir für 
die nationalen Regelungen die direkte 

Verantwortung für das Arbeitsprogramm, 
wenn auch begrenzt durch den von der 
EU vorgegebenen Freiheitsgrad. Möge 
uns ein schwungvoller Start gelingen, der 
endgültig alle Zweifel an der Daseinsbe-
rechtigung eines deutschen Standardset-
zers ausräumt! p
Das Interview wurde geführt von Ingo Rahe.

Financial Reporting Update
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Auch die Jahressitzung des Weltwirt-
schaftsforums (World Economic Forum  
– WEF) in Davos /Klosters im Januar 2011 
widmete sich dem Thema einer integrier-
ten Unternehmensberichterstattung un-
ter dem Titel „Accounting for New Reali-
ties: Redesign of Corporate Reporting“. 
In anderen Ländern (z. B. Südafrika, Aus

Integrated Reporting – Zukunft der 
Unternehmensberichterstattung?
Unter dem Stichwort Integrated Reporting wird derzeit eine neue Konzeptio­
nierung der Unternehmensberichterstattung diskutiert. Die aktuelle Datenfülle 
in den Geschäftsberichten soll hierbei durch eine ganzheitliche, auf wesentliche 
Aspekte des Unternehmens fokussierte Berichterstattung abgelöst werden. Vor 
diesem Hintergrund hat das International Integrated Reporting Committee (IIRC) 
am 12. 9. 2011 ein Diskussionspapier herausgegeben, das Vorschläge für ein prin­
zipienorientiertes Rahmenkonzept zur Erstellung eines einzigen integrierten 
Unternehmensberichts enthält. 

Hintergrund
Die Unternehmensberichterstattung ist 
geprägt von einer Vielzahl regulatorischer 
Anforderungen. Geschäftsberichte wer-
den immer komplexer und umfangreicher, 
sodass sie von den Adressaten kaum 
noch zu bewältigen sind. 

Zitat Paul Druckman (Co-Chairman, 
IIRC Working Group): „We’ve got to a 
stage where we just got quantity and 
not necessarily quality.”

 
Zudem enthält die klassische Finanz
berichterstattung überwiegend vergan-
genheitsbezogene Angaben, die für die 
Ableitung des eigentlichen Unterneh-
menswerts nur von untergeordneter Be-
deutung sind. Für die meisten Stakehol-
der wären hingegen weiter gehende zu-
kunftsorientierte Informationen wie etwa 
zur Unternehmensstrategie und -planung 
von besonderem Interesse.

Die Diskrepanz in der Berichterstattung

Inhalt der Berichterstattung Wert des Unternehmens

Strategie 
Strategie 

Forecast / Planung

Forecast / Planung

Vergangenheitsbezogene 
Angaben

Vergangenheitsbezogene 
Angaben
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tralien) wird das Thema einer integrierten 
Berichterstattung bereits verstärkt ange-
gangen. So hat etwa Südafrika bereits ein 
eigenes Framework entwickelt. 

Unter dem Begriff Integrated Reporting 
wird ein ganzheitlicher Ansatz verstanden, 
welcher die klassische Finanzberichterstat
tung mit nicht finanziellen Berichtselemen
ten, wie z. B. dem Nachhaltigkeitsbericht, 
in einem einzigen Bericht verbindet. Ziel 
ist es, eine Berichterstattung zu gewähr-
leisten, in der die Bedürfnisse aller Stake-
holder Berücksichtigung finden.

Da es bisher für eine integrierte Bericht-
erstattung keinerlei internationale Stan-
dards oder Richtlinien gab, wurde im Au-
gust 2010 das IIRC gegründet, welches 
sich seither mit dem Thema auseinander-
setzt.

Diskussionspapier des IIRC
Das IIRC ist mit internationalen Vertretern 
aus Wissenschaft, Unternehmenspraxis 
(z. B. Thomas Kusterer, Finanzvorstand 
der EnBW AG), Wirtschaftsprüfung, Stan-
dardsetting und weiteren Organisationen 
(z. B. IOSCO, Weltbank) besetzt. Von 
deutscher Seite wird das IIRC auch von 

der Deutschen Vereinigung für Finanz-
analyse und Asset Management (DVFA) 
unterstützt. 

Wie im Diskussionspapier dargestellt, soll 
es künftig einen Integrierten Bericht als 
(primären) Geschäftsbericht eines Unter-
nehmens geben. Das Geschäftsmodell 
des Unternehmens und seine Strategie 
bilden hierbei den Ausgangspunkt der 
Berichterstattung. 

Zitat Paul Druckman (Co-Chairman, 
IIRC Working Group): „Integrated 
Reporting is about reporting the story 
of the company rather than the com-
pliance of what is reported.”

Geschäftsmodell und Wertschaffung
Zentral für ein Integrated Reporting ist 
das Geschäftsmodell. Es wird beeinflusst 
durch externe Faktoren, kommt zustande 
durch Beziehungen zu Dritten (Mitarbei-
ter, Netzwerke, Lieferanten, Kunden) und 
ist darüber hinaus abhängig von der Ver-
fügbarkeit, Qualität und dem Manage-
ment der verschiedenen Ressourcen und 
dem Kapital (z. B. Humankapital, soziales 
Kapital, intellektuelles Kapital). Integrated 

Leitlinien und Prinzipien Inhalte

Strategischer Fokus Überblick über das Unternehmen und  
das Geschäftsmodell

Verbindung der Informationen Umfeld, in dem das Unternehmen tätig ist 
(einschließlich der Risiken und Chancen)

Zukunftsorientierung Strategische Ziele und die zur Erreichung 
dieser Ziele verfolgte Strategie

Stakeholder-Orientierung Governance und Entlohnung

Präzision, Zuverlässigkeit, Wesentlichkeit Performance

Ausblick

Leitlinien, Prinzipien und Inhalte des Integrated Reporting

Weiterführende Hinweise

Oliver Beyhs / Daniela Barth, „Integra­pp
ted Reporting – Die Zukunft der Unter­
nehmensberichterstattung?“, 
erschienen in der FAZ am 19. 9. 2011.

KPMG-WebEx mit Paul Druckman pp
vom 12. 9. 2011. Die vollständige 
Aufzeichnung des WebEx ist abrufbar 
unter  
www.kpmg.com/integratedreporting 

Weitere Informationen zum Pilotpro­pp
gramm des IIRC sind online abrufbar 
unter www.theiirc.org
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Quellenhinweise

Das Diskussionspapier „Integrated 
Reporting – A global case for change“ 
ist online abrufbar auf der Website des 
IIRC unter www.theiirc.org

Weitere Informationen zum IIRC sind 
online abrufbar unter www.theiirc.org  
in der Rubrik The IICR. 

Reporting soll Einblicke geben in signi
fikante externe Faktoren, welche das 
Unternehmen beeinflussen, sowie in 
Ressourcen und Beziehungen, die genutzt 
werden und das Unternehmen beeinflus-
sen. Wichtig ist das Zusammenspiel der 
Ressourcen und Beziehungen mit dem 
Geschäftsmodell und wie hierüber im 
Zeitablauf Werte geschaffen werden. Die 
Berichterstattung erfolgt über alle rele-
vanten Formen von Kapital, welche Ein-
fluss auf die Performance haben.

Was wird sich verändern?
Der Fokus der Berichterstattung soll sich 
von vergangenheitsorientierten, finanziel-
len Informationen hin zu zukunftsorien-
tierten, verbindenden und strategischen 
Informationen ändern.

Anstelle eines kurzfristigen Zeithorizonts 
soll die Betrachtung der kurz-, mittel- und 
langfristigen Entwicklungen treten. Gleich-
zeitig ist man bestrebt, den vormals ho-

hen Detaillierungsgrad mit prägnanten 
und entscheidungsrelevanten Informatio-
nen abzulösen. Das Unternehmen und die 
Reaktion auf die individuellen Gegeben-
heiten sind von Interesse. Entsprechend 
dem Bedürfnis nach zeitnahen Informa
tionen wird das Integrated Reporting on-
line zur Verfügung stehen. Schließlich soll 
die Verantwortung des Managements 
nicht länger nur für das finanzielle Kapital 
zum Ausdruck kommen, sondern für das 
gesamte Kapital des Unternehmens.

Pilotprogramm
Im Oktober startet das IIRC ein Pilotpro-
gramm, bei dem Unternehmen die Mög-
lichkeit haben, das Diskussionspapier für 
ein Integrated Reporting anzuwenden 
und dem IIRC auf Basis der Erfahrungen 
Feedback zu geben. 

Das Diskussionspapier steht der interes-
sierten Öffentlichkeit bis zum 14.12. 2011 
zur Kommentierung zur Verfügung. p

Dr. Oliver Beyhs / Dr. Daniela Barth 

Auf dem Weg zur integrierten Berichterstattung

Bisherige Berichterstattung Integrated Reporting

Integriert

Alle Kapitalarten

Vergangenheits- und 
zukunftsorientiert,  

zusammenhängend, 
strategisch 

Kurz-, mittel-  
und langfristig

Höhere Transparenz

Reagierend auf  
individuelle Umstände

Prägnant und  
wesentlich

Technologiebasiert

Isoliert 

Finanzkapital 

Vergangenheits- 
orientiert,  

finanzielle Informationen

Kurzfristig

Begrenzte Angaben

Regelgebunden

Lang und komplex

Papierbasiert

Gedanke

Verantwortung

Fokus

Zeitrahmen

Vertrauen

Adaptivität

Prägnanz

Technologische  
Unterstützung
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E-Bilanz: Aktueller Zwischenstand
Mit dem am 24. 12. 2008 verkündeten Gesetz zur Modernisierung und Entbüro­
kratisierung des Steuerverfahrens (Steuerbürokratieabbaugesetz) wurden u. a. 
die Vorschriften zur sog. E-Bilanz normiert. Durch die E-Bilanz soll „die Strategie, 
papierbasierte Verfahrensabläufe durch elektronische Kommunikation zu erset­
zen, fortgesetzt und vertieft werden.“ 

Dorit Müller, Leiterin Konzernsteuern bei der ALBA Group plc & Co. KG, erläutert 
im Interview, wie die E-Bilanz in ihrem Unternehmen eingeführt wird.

Frau Müller, die E-Bilanz ist ein steuerli-
ches Thema, das aber wegen seiner Aus-
wirkungen auf die Buchführung auch die 
Bereiche Rechnungswesen und IT be-
trifft. Wer hat bei Ihnen das Projekt ini
tiiert und welche Erfahrungen haben Sie 
in der Zusammenarbeit gemacht? 
Die Konzernsteuerabteilung hat das The-
ma aufgegriffen. Da mit der E-Bilanz eine 
gesetzliche Anforderung erfüllt wird, hat 
das Projekt eine hohe Priorität in unse-
rem Hause und die Geschäftsleitung 
fordert ein regelmäßiges Reporting zum 
aktuellen Stand des Projekts. 

Gemäß dem Wortlaut des § 5b EStG hat-
ten wir ursprünglich angenommen, dass 
der wesentliche Teil der Arbeit bei der IT-
Abteilung läge. Mit den Entwurfsschrei-
ben des Bundesministeriums für Finanzen 
(BMF) wurde jedoch schnell klar, dass 
das Projekt durch die Steuerabteilung ge-
steuert werden muss. Dabei sind wir 
stark auf die Zuarbeiten des Rechnungs-
wesens der Gesellschaften und des kon-
zerneigenen Shared Service Center ange
wiesen, zusätzlich binden wir Compli-
ance ein.

Das Thema E-Bilanz wurde erstmalig 
durch das BMF-Entwurfsschreiben vom 
31. 8. 2010 konkretisiert. Mittlerweile gibt 
es eine Verschiebung des zeitlichen An-
wendungsbereichs um ein Jahr und mit 
dem zweiten Entwurfsschreiben, veröf-
fentlicht vom BMF am 1.7. 2011, eine Nicht-
beanstandungsregelung für das Erstjahr 

(praktisch 2012). Welche Bedeutung hat 
für Sie diese Entwicklung? 
In unserem Konzern findet derzeit eine 
größere Integration einer Unternehmens-
gruppe statt, bei der auch im Hinblick auf 
den Kontenplan Handlungsbedarf besteht. 
Insofern werden die Anforderungen der 
E-Bilanz innerhalb dieses Projekts mit 
bearbeitet. Das Aufsetzen des Projekts 
E-Bilanz und die zügige Bearbeitung wer-
den dadurch erschwert, dass das BMF 
nicht mit einem konkreten Anforderungs-
katalog und einem klaren Zeitrahmen ge-
startet ist. 

Die Nichtbeanstandungsregelung stellt 
einerseits eine Herausforderung für die 
Teammitglieder, ihre Motivation beizube-
halten, dar. Andererseits ermöglicht sie 
uns, einen Testlauf durchzuführen.

Sie haben in Ihrem Unternehmen mit der 
Durchführung einer Bestandsaufnahme 
und der Entwicklung einer geeigneten 
Handlungsalternative begonnen. Wie ist 
der aktuelle Stand des Projekts? 
Für die Gesellschaften des Konzerns 
wurde ein erstes Mapping der Konten 
des Kontenplans mit der vom BMF gefor-
derten Taxonomie vorgenommen. Das 
Mapping erfolgte mit dem Taxometer-
Tool von KPMG. 

Durch das Mapping wurde klar, dass der 
Anteil an nicht unmittelbar aus den Be-
zeichnungen zuordenbaren Konten in 
unserem Hause groß ist. Der Anpas-
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sungsaufwand wäre immens, wenn die 
Auffangpositionen der Taxonomie – ent-
sprechend dem allgemeinen Verständnis 
der ursprünglichen Aussagen des BMF 
hierzu – nur sehr restriktiv verwendet 
werden dürften. 

Derzeit führen wir eine Verifizierung der 
Konteninhalte durch. Der Arbeitsstand bei 
den einzelnen Gesellschaften ist sehr un-
terschiedlich, teilweise aber schon weit 
fortgeschritten.

Wie planen Sie, im Projekt weiter fortzu-
schreiten?
Das Mapping und die Verifizierung wer-
den unabhängig vom Anwendungsschrei-
ben vollständig abgeschlossen. Nach Ver-

öffentlichung des endgültigen BMF-
Schreibens werden wir die Detailanalyse 
der nicht zuordenbaren Konten, die Nut-
zung der Auffangpositionen sowie die 
Umsetzung der E-Bilanz planen und 
durchführen. Als Zwischenergebnis pla-
nen wir die Erstellung von Test-E-Bilan-
zen für ausgewählte Gruppengesellschaf-
ten zum Jahresende.

Welche besonderen Herausforderungen 
haben sich im Rahmen der Durchführung 
des Projekts ergeben?
Die wesentlichen Herausforderungen im 
Projekt sind für uns, ein einheitliches 
Verständnis über die Anforderungen der 
E-Bilanz sowie deren Umsetzung mit al-
len Beteiligten zu schaffen. p
Das Interview wurde geführt von Jan Weigel.

Änderungen im Pension Accounting:  
mehr Transparenz – doch auch neue 
Herausforderungen
Das International Accounting Standards Board (IASB) hat am 16. 6. 2011 eine 
neue Fassung von IAS 19 Leistungen an Arbeitnehmer (IAS 19 rev. 2011) ver­
öffentlicht. Damit wurde die erste Phase des im Jahr 2006 aufgenommenen 
Projekts zur Steigerung der Informationsqualität in der Pensionsbilanzierung 
abgeschlossen. 

Vollständige Abbildung der (Netto-)
Pensionsverpflichtungen in der Bilanz 
Seit Langem wird kontrovers diskutiert, 
wie die Wertschwankungen, die den be-
trieblichen Altersversorgungsplänen im-
manent sind, im Abschluss abzubilden 
sind. Da zur Bewertung solcher Versor-
gungsverpflichtungen vielfältige Annah-
men zutreffen, und zugleich die Bewer-
tung zu jedem Bilanzstichtag aktuell sein 
soll, führen regelmäßig Änderungen in 
den Bewertungsannahmen – insbeson-
dere hinsichtlich des Diskontierungszins-
satzes – zu deutlichen periodischen Wert-

schwankungen (sog. versicherungsma
thematische Gewinne und Verluste). Zu-
dem können sich bei etwaigen vertrag
lichen Anpassungen der Zusagen grö-
ßere bewertungstechnische Veränderun-
gen von Pensionsverpflichtungen (sog. 
nachzuverrechnender Dienstzeitaufwand) 
ergeben. 

Die Behandlung dieser „Volatilitäten“ wird 
bisher in IAS 19 nicht einheitlich geregelt. 
So konnte durch die Anwendung der  
sog. Korridormethode eine unmittelbare 
Auswirkung der Wertschwankungen auf 

© 2011 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Konzerngesellschaft der KPMG Europe LLP und Mitglied  
des KPMG-Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative („KPMG International“),  
einer juristischen Person schweizerischen Rechts, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. KPMG und das  
KPMG-Logo sind eingetragene Markenzeichen von KPMG International.



44       Audit Committee Quarterly III/2011

bestimmte Abschlusskennzahlen weit
gehend vermieden werden. Denn nach 
dieser Methode werden versicherungs-
mathematische Gewinne und Verluste 
zunächst nicht erfolgswirksam gebucht, 
sondern nur in einer Nebenrechnung er-
fasst. Erst wenn die Gewinne oder Ver-
luste bestimmte Schwellenwerte über-
schreiten, muss dieser (überschießende) 
Betrag über die durchschnittliche Rest-
dienstzeit der Arbeitnehmer als sog. 
Amortisationsbetrag zeitverzögert erfasst 
werden. Der zu buchende Betrag erfolgt 
im Gegensatz zu Abschreibungen nicht 
planmäßig, sondern ist jedes Jahr neu zu 
ermitteln. 

Alternativ dazu können die Unternehmen 
bereits heute die versicherungsmathema
tischen Bewertungsänderungen sofort, 
entweder gewinn- oder verlustwirksam 
oder im sonstigen Ergebnis (other compre
hensive income) und damit gewinn- oder 
verlustneutral, erfassen. Alle Unternehmen 
müssen zudem den bislang nachzuver
rechnenden Dienstzeitaufwand erfolgs
wirksam linear über den Zeitraum amorti-
sieren, in dem die zusätzlich gewährten 
Ansprüche noch verfallen können. 

Durch die Anwendung der Korridorme-
thode werden im Eigenkapital und im Er-
gebnis „Volatilitäten“ erheblich „geglät-
tet“. Vor allem von Finanzanalysten und 
Regulatoren wurde schon seit Langem 
kritisiert, dass sich durch diese Methode 
im Zeitablauf häufig ein substanzieller Teil 
der tatsächlichen (Netto-)Pensionsver-
pflichtung außerhalb der Bilanz ansam-
melt. Sodann konnte lediglich mithilfe 
einer umfassenden Analyse des Anhangs 
die tatsächliche (Netto-)Belastung aus 
den Pensionsplänen ermittelt werden.

Angesichts dieser Kritik hat das IASB im 
Juni 2011 eine Änderung an IAS 19 veröf-
fentlicht, nach der künftig alle Unterneh-
men sowohl die versicherungsmathe

matischen Bewertungsänderungen als 
auch den nachzuverrechnenden Dienst-
zeitaufwand sofort und vollständig erfas-
sen müssen. 

Mehr Transparenz in der 
Gesamtergebnisrechnung
Zur Verbesserung der Vergleichbarkeit 
und Aussagekraft der Ergebniswirkun-
gen aus Pensionszusagen hat das IASB 
auch den Ausweis der Aufwendungen 
und Erträge modifiziert, die sich aus der 
Gesamtveränderung der Netto-Pensions-
verpflichtung ergeben. Diese werden 
künftig in drei neue Komponenten aufge-
spalten. Für jede Komponente ist eine 
verbindliche Zuordnung zwischen Ge-
winn und Verlust und sonstigem Ergeb-
nis vorgesehen:

1. Dienstzeit-Komponente

Diese Komponente umfasst künftig 
sowohl den laufenden als auch  
den gesamten nachzuverrechnenden 
Dienstzeitaufwand und ist verpflich­
tend im Gewinn und Verlust zu 
erfassen.

2. Netto-Zinskomponente

Beachtenswert an dieser neuen Kom­
ponente ist, dass sie zu Perioden­
beginn durch Multiplikation der Netto-
Pensionsverpflichtung mit dem 
Diskontierungszinssatz zu ermitteln 
ist. Durch diese neue Ermittlungs­
methode kommt es implizit zu einer 
Saldierung von zwei bislang geson­
dert berücksichtigten Komponenten 
des Pensionsaufwands: dem Zinsauf­
wand und dem erwarteten Planver­
mögensertrag. Zugleich kann eine 
Erwartungsrendite des Planvermö­
gens aufgrund der Ermittlungsweise 
nur noch typisierend in Höhe des 
Diskontierungszinssatzes angenom­
men werden. Bislang konnte die 
Erwartungsrendite vom Management 
entsprechend den Ertragserwartun­
gen auf Grundlage des jeweiligen 
Anlageportfolios geschätzt werden. 
Die Netto-Zinskomponente ist ver­
pflichtend im Gewinn und Verlust 
auszuweisen.
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3. Neubewertungskomponente 

Hierbei handelt es sich um den erheb­
lich schwankenden Teil der Gesamt­
änderung der Netto-Pensionsver­
pflichtung. Hierzu zählen vor allem 
versicherungsmathematische Bewer­
tungsänderungen sowie die Abwei­
chungen zwischen der tatsächlichen 
Rendite des Planvermögens und  
der Erwartungsrendite (also künftig 
des Diskontierungszinssatzes). Aus­
zuweisen sind die Aufwendungen 
und Erträge der Neubewertungs­
komponente im sonstigen Ergebnis. 
Dadurch wirken sich künftig alle 
Bewertungsvolatilitäten im sonstigen 
Ergebnis aus und nicht mehr in der 
Gewinn- und Verlustrechnung.

Zielsetzung 1: „Erläuterungen zu den 
Bilanz- und Gesamtergebnisposten“

Hierunter fällt u. a. die bereits heute 
schon in IFRS-Abschlüssen enthal­
tene Überleitung der bilanzierten 
(Netto-)Pensionsverpflichtung vom 
Anfangs- zum Endbestand, sowie  
die Angabepflicht der wesentlichen 
Bewertungsannahmen.

Zielsetzung 2: „Erläuterungen der 
Plancharakteristika und Risiken“

Gefordert wird hierunter u. a. eine 
Beschreibung der Art der Leistung 
(z. B. hinsichtlich der Abhängigkeit 
vom Endgehalt). Umfangreicher dar­
zustellen als bislang sind vor allem 
die Risiken, denen das Unternehmen 
durch die Pensionspläne ausgesetzt 
ist (einschließlich möglicher Risiko­
konzentrationen).

Zielsetzung 3: „Erläuterungen zur 
künftigen Cashflow-Belastung auf-
grund bestehender Pensionspläne“ 

Um diese Zielsetzung zu erreichen,  
ist es erforderlich, die Finanzierungs­
risiken der Pläne zu quantifizieren: 
Unter anderem wird dazu künftig eine 
Sensitivitätsanalyse gefordert, die 
aufzeigen soll, in welchem Umfang 
Pensionsverpflichtungen bei Ände­
rungen wesentlicher Bewertungs­
annahmen schwanken. Verpflichtend 
muss künftig das durchschnittliche 
Laufzeitprofil der Pensionsverpflich­
tungen angegeben werden. Her­
vorzuheben ist, dass gerade Lauf­
zeitinformationen eine bislang in 
IFRS-Abschlüssen nicht enthaltene, 
gleichwohl relevante Angabe sind. 
Laufzeitinformationen ermöglichen 
nicht nur eine zeitliche Einschätzung 
der künftigen Cashflow-Belastung 
aufgrund der bevorstehenden Leis­
tung an die Pensionäre. Darüber hin­
aus erlauben sie es, die zinsbedingte 
„Volatilität“ der Pensionsverpflich­
tungen besser einschätzen zu können. 
Längere Verpflichtungslaufzeiten 
lassen das zinsinduzierte Schwan­
kungsrisiko von Pensionsverpflichtun­
gen (sogar exponentiell) ansteigen. 
Gleichwohl signalisieren sie einen 
allenfalls mittelfristigen Zahlungsmit­
telabfluss.

Einführung eines unternehmens­
spezifischen Disclosure-Konzepts 
Das IASB hat schließlich im Zuge der Än-
derung des IAS 19 ein neues Disclosure-
Konzept eingeführt, durch das Investo-
ren, Analysten – aber auch Aufsichtsorga-
nen – ein weitreichenderer Einblick in die 
Risikostruktur von betrieblichen Versor-
gungsplänen ermöglicht wird, als er bis-
lang durch die IFRS-Abschlüsse gewährt 
wurde.

Kernelement des neuen Disclosure-Kon-
zepts ist eine unternehmensspezifische 
Beurteilung (business judgement) des 
erforderlichen Detaillierungsgrads der 
Angaben. Zur Festlegung der erforderli-
chen Inhalte der Anhangangaben sollen 
sich künftig die Unternehmen an folgen-
den drei Zielsetzungen orientieren, unter 
denen der Standard jeweils verpflich-
tende, aber auch nur im jeweiligen Einzel-
fall ggf. erforderliche Angaben subsu-
miert. Insgesamt gehen die neuen An
gabepflichten weit über die bisherigen 
Erfordernisse hinaus:
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Herausforderungen für die Unterneh­
men und Aufsichtsorgane  
Die zukünftig für alle Unternehmen gel-
tende, verpflichtend anzuwendende sofor
tige und vollständige Erfassung aller pen-
sionsbedingten Bewertungsänderungen 
führt insgesamt zu einer transparenteren 
und vergleichbareren Abbildung betriebli-
cher Versorgungspläne in IFRS-Abschlüs-
sen im Vergleich zum Status quo.

Von den Änderungen sind insbesondere 
Unternehmen betroffen, die bisher die 
Korridormethode anwenden, doch auch 
solche, die ggf. noch nicht erfasste, nach-
zuverrechnende Dienstzeitaufwendungen 
haben. Wurden bislang bewertungstech-
nische Verluste nicht erfasst, verringert 
sich umstellungsbedingt das Eigenkapital 
(der umgekehrte Effekt ist bei ggf. nicht 
erfassten Gewinnen möglich). 

Wichtiger noch: Aufgrund der Soforter-
fassung sind künftig vor allem höhere 
Eigenkapitalvolatilitäten zu erwarten. 
Welche Kennzahlen dadurch betroffen 
sind, sollte im Einzelfall analysiert werden 
– nicht zuletzt, damit ggf. rechtzeitig eine 
zielgerichtete Kapitalmarktkommunika-
tion erfolgen kann. Besondere Heraus
forderungen ergeben sich, wenn sich 
ggf. Kennzahlen ändern, auf denen 
Rückzahlungs- und Zinskonditionen von 
Finanzierungsverträgen basieren (sog. 
Covenants). 

Die Neudefinition der Netto-Zins-Kompo-
nente kann zudem bei Unternehmen, bei 
denen bislang die Rendite des Planver-
mögens den Diskontierungszinssatz für 

die Verpflichtungen übersteigt, eine er-
hebliche Reduktion des Ergebnisses in 
der Gewinn- und Verlustrechnung bewir-
ken. Nur bei Unternehmen ohne Planver-
mögen ergeben sich hier keine Änderun-
gen. Zu beachten ist auch, dass die neue 
Ausweisstruktur in der Gesamtergebnis-
rechnung eine (einmalige) Umstellung 
der Berichtsprozesse bzw. IT-Systeme 
erforderlich macht, die ggf. auch Ände-
rungen in der internen Performance-
Messung (z. B. im Hinblick auf Vergütungs
systeme) notwendig machen kann.

Schließlich führt das neuartige Gebot 
einer unternehmensspezifischen Ausge-
staltung der neuen Disclosures zu einer 
verbesserten Informationsgrundlage zur 
Beurteilung von Pensionsrisiken. Doch 
damit verbunden sind auch nicht zu un-
terschätzende Herausforderungen für die 
Ersteller: Gerade bei weltweiten Pen
sionsplänen sind zur Festlegung des er-
forderlichen Inhalts der Anhangangaben 
künftig komplexe und zeitintensive Be-
wertungsprozesse erforderlich, deren 
Umfang stark dadurch geprägt sein wird, 
welche Formen der Finanzierung von 
Pensionsverpflichtungen in der Unterneh
mensgruppe implementiert sind.

Erstmalige Anwendung  
Die Neuregelungen sind erstmals für 
Geschäftsjahre, die am oder nach dem 
1. 1. 2013 beginnen, verpflichtend anzu-
wenden. Eine frühere Anwendung ist 
zulässig. Das EU-Endorsement des 
Standards steht noch aus, wird aber plan-
mäßig vor dem Erstanwendungszeit-
punkt erwartet. p
Dr. Jan Faßhauer / Prof. Dr. Winfried Melcher
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Neuigkeiten vom IASB
Das International Accounting Standards Board (IASB) hat Entwürfe zu den 
Annual Improvements, zum Erstanwendungszeitpunkt von IFRS 9 sowie zu Kon­
solidierungsvorschriften von Investmentgesellschaften veröffentlicht. Weiter­
hin wurde ein Konsultationspapier zur strategischen Ausrichtung und zu dem 
künftigen Arbeitsprogramm des IASB herausgegeben.  

Entwurf der Annual Improvements 
Der am 22. 6. 2011 durch das IASB ver
öffentlichte Entwurf der Annual Improve
ments (ED/2011/2 Improvements to 
IFRSs)  beinhaltet Änderungsvorschläge 
für fünf International Financial Reporting 
Standards. Die Annual Improvements be-
treffen grundsätzlich alle IFRS-Anwender 
und umfassen notwendige, aber nicht 

dringliche Änderungen in den IFRS, die 
nicht Teil eines größeren Projekts sind.
 
Im Einzelnen werden die in der Tabelle 1 
aufgeführten Anpassungen vorgeschla-
gen. Die Änderungen sollen für Berichts-
jahre in Kraft treten, die am oder nach 
dem 1.1. 2013 beginnen. Eine vorzeitige 
Anwendung ist zulässig. Die finalen 

IFRS-Vorschrift Inhalt

IFRS 1

First-time Adoption of International 
Financial Reporting Standards

(Erstmalige Anwendung der Interna­
tional Financial Reporting Standards)

Neuregelung zur Vorgehensweise bei wie-
derholter Anwendung von IFRS 1 sowie 
Behandlung von Fremdkapitalkosten in 
Bezug auf qualifizierte Vermögenswerte, 
bei denen der Aktivierungszeitpunkt vor 
dem Übergang auf IFRS liegt

IAS 1

Presentation of Financial Statements

(Darstellung des Abschlusses)

Klarstellungen zu Angaben von Vorjahres-
vergleichsinformationen und termino
logische Anpassungen an das geänderte 
Rahmenkonzept

IFRS 16

Property, Plant and Equipment

(Sachanlagen)

Vorschriften zur Klassifizierung von War-
tungsgeräten

IFRS 32

Financial Instruments: Disclosure and 
Presentation

(Finanzinstrumente: Angaben und 
Darstellung)

Konkretisierung der Ertragsteuerauswir-
kungen von Ausschüttungen an Eigen
kapitalgeber und von Transaktionskosten 
einer Eigenkapitaltransaktion

IFRS 34

Interim Financial Reporting

(Zwischenberichterstattung)

Segmentangaben für das Gesamtvermö-
gen in der Zwischenberichterstattung

Tabelle 1
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Änderungen sind für März 2012 ange
kündigt. 

Verschiebung des Erstanwendungs­
zeitpunkts von IFRS 9  
Das IASB hat am 4. 8. 2011 einen Ent-
wurf zum Erstanwendungszeitpunkt des  
IFRS 9 (ED/2011/3 Mandatory Effective 
Date of IFRS 9 ) herausgegeben. Der 
Exposure Draft schlägt vor, den verpflich-
tenden Erstanwendungszeitpunkt von 
IFRS 9 auf den 1.1. 2015 (bislang 1.1. 2013) 
zu verschieben. Eine frühere Anwendung 
bleibt weiterhin möglich.

Hintergrund ist die Bestrebung des IASB, 
eine zeitgleiche Anwendung aller Vor-
schriften von IFRS 9 zu gewährleisten, da 
bislang nur die Phase 1 (Ansatz und Be-
wertung von Finanzinstrumenten) abge-
schlossen ist, während die Phasen 2 und 
3 (Impairment und Hedge Accounting) 
des IAS 39 Replacement Projects weiter-
hin diskutiert werden.

Die Verschiebung des verpflichtenden 
Erstanwendungszeitpunkts impliziert 
keine Änderung der bereits zur Phase 1 
verabschiedeten Regelungen in IFRS 9. 
Die Vorschrift, dass auf angepasste Vor-
jahreszahlen bei vorzeitiger Anwendung 
vor dem 1.1. 2012 verzichtet werden kann, 
bleibt bestehen.

Investmentgesellschaften werden 
von den Konsolidierungsvorschriften 
ausgenommen
Das IASB schlägt in dem am 26. 8. 2011 
veröffentlichten Entwurf zu Investment-
gesellschaften (ED/2011/4 Investment 
Entities) vor, diese als eine eigenstän-
dige Form von Unternehmen zu definie-
ren, die von den Konsolidierungsvorschrif
ten in IFRS 10 (Konzernabschlüsse) aus-
genommen werden. Das IASB verfolgt 
dieses Projekt gemeinsam mit dem 
Financial Accounting Standards Board 

(FASB) mit dem Ziel, die Bilanzierung für 
diese Arten von Unternehmen zu verein-
heitlichen.

Für eine Investmentgesellschaft im Sinne 
des Entwurfs ergeben sich folgende Kon-
sequenzen:

Die von ihr beherrschten Unternehmen pp
sind erfolgswirksam zum beizulegen-
den Zeitwert nach IFRS 9 (Finanzins
trumente) zu bilanzieren.
Es sind zusätzliche Anhangangaben zu pp
machen, die die Einschätzung der An-
lagetätigkeit für Abschlussadressaten 
erlauben.
Assoziierte Unternehmen und Joint pp
Ventures sind erfolgswirksam zum bei-
zulegenden Zeitwert nach IFRS 9 zu 
bilanzieren. Entsprechend wird auch 
IAS 28 (Anteile an assoziierten Unter-
nehmen und Joint Ventures) geändert.

Der Entwurf enthält keinen Erstanwen-
dungszeitpunkt. Eine vorzeitige Anwen-
dung ist zulässig unter der Vorausset-
zung, dass das betroffene Unternehmen 
gleichzeitig auch alle Aspekte von IFRS 
10 (Konzernabschlüsse), IFRS 11 (Gemein
same Vereinbarungen), IFRS 12 (Angaben 
zu Beteiligungen an anderen Unterneh-
men) und IAS 28 – wie 2011 geändert – 
anwendet. 

Kommentierungen können bis zum  
5.1. 2012 beim IASB eingereicht werden.

Konsultationspapier zum künftigen 
Arbeitsprogramm des IASB
Das IASB veröffentlichte am 26. 7. 2011 
erstmalig ein Konsultationspapier (Agenda 
Consultation 2011 – Requests for views) 
zur strategischen Ausrichtung bei Ent-
scheidungen zum IASB-Arbeitsprogramm 
und zu der Frage, welchen Projekten oder 
Themengebieten über die nächsten drei 
Jahre Prioritäten eingeräumt werden 
sollen. Das IASB hat bei seinen Erwä
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gungen zur strategischen Ausrichtung 
folgende Aspekte identifiziert, die es zu 
berücksichtigen gilt:

Die Bandbreite der IFRS-Anwender pp
wird immer größer.
Das Marktumfeld wird immer kompp
plexer.
Es gibt eine Reihe von Änderungen, pp
die umgesetzt werden müssen.
Die Qualität und Relevanz der Stan-pp
dards müssen bewiesen werden.
Das Risiko nimmt zu, dass der Unter-pp
schied zwischen Theorie und Praxis in 
Bezug auf die Umsetzung und Über-
nahme immer größer wird.

Das IASB unterteilt seine Arbeit in die 
zwei Kategorien Weiterentwicklung der 
Finanzberichterstattung und Pflege beste
hender IFRS. In dem Konsultationspapier 
stellt das IASB die Frage nach der zukünf-
tigen Gewichtung dieser beiden Katego-
rien. Zu diesen Themen werden bewusst 
offene Fragen hinsichtlich der Prioritäten 
und Bedürfnisse der an der Finanzbericht-
erstattung interessierten internationalen 
Öffentlichkeit gestellt, um ein breites Mei
nungsbild zu ermöglichen. 

Stellungnahmen können bis zum 30.11.  
2011 beim IASB eingereicht werden. p
Christina Koellner / Prof. Dr. Winfried Melcher

Als Bewertungseinheit wird in § 254 HGB 
die für handelsbilanzielle Zwecke vorge-
nommene Zusammenfassung von sog. 
Grundgeschäften (in Form von Vermö
gensgegenständen, Schulden, schweben
den Geschäften oder mit hoher Wahr-
scheinlichkeit erwarteten Transaktionen) 
mit sog. Sicherungsinstrumenten (in Form 
von derivativen oder originären Finanzins-
trumenten) zum Ausgleich gegenläufiger 
Wertänderungen oder von Zahlungsströ-
men aus dem Eintritt vergleichbarer Risi-
ken bezeichnet. 

Soweit die Voraussetzungen für die Bil-
dung einer Bewertungseinheit erfüllt sind, 
wird auf die bilanzielle Erfassung unreali-
sierter Verluste in dem Umfang und für 
den Zeitraum verzichtet, in dem gegen-
läufige Wertänderungen oder Zahlungs-
ströme aus dem Grundgeschäft und dem 
Sicherungsinstrument vorliegen.

IDW aktuell
Der Hauptfachausschuss (HFA) des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutsch­
land e.V. (IDW) hat in seiner 224. Sitzung am 10. 6. 2011 zugleich mehrere rele­
vante Verlautbarungen verabschiedet.  

IDW RS HFA 17
Die Stellungnahme befasst sich mit der 
Frage, welche Auswirkungen sich im  
Falle einer Abkehr von der Going-
Concern-Annahme für den handelsrecht-
lichen Jahresabschluss und Lagebericht 
ergeben. Die Überarbeitung der Stellung-
nahme war infolge der Änderungen des 
HGB durch das BilMoG erforderlich ge-
worden. Die Änderungen betreffen ins-
besondere die Bilanzierung von latenten 
Steuern bei Wegfall der Going-Concern-
Prämisse. 

IDW RS HFA 35
Der IDW RS HFA 35 konkretisiert den 
durch das Bilanzrechtsmodernisierungs-
gesetz (BilMoG) neu ins Gesetz aufge-
nommenen § 254 HGB zur Bilanzierung 
von Bewertungseinheiten.
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IDW RS HFA 38
Der IDW RS HFA 38 befasst sich mit dem 
Grundsatz der Ansatz- und Bewertungs-
stetigkeit im Einzel- und Konzernab-
schluss. Den Ausführungen kommt je-
doch auch für die Auslegung anderer 
gesetzlich geregelter Stetigkeitsgebote 
wie der Darstellungsstetigkeit und der 
Stetigkeit der Konsolidierungsmethoden 
Bedeutung zu.

Mit dem Grundsatz der Stetigkeit wird 
das Ziel verfolgt, die Vergleichbarkeit des 
Jahresabschlusses mit dem jeweils vor-
hergehenden Jahresabschluss zu verbes-
sern (Grundsatz der zeitlichen Stetigkeit). 
Darüber hinaus wird seitens des HFA 
nunmehr klargestellt, dass art- und funk-
tionsgleiche Bilanzierungs- und Bewer-
tungsobjekte nicht ohne sachlichen Grund 
nach unterschiedlichen Methoden ange-
setzt und bewertet werden dürfen (Grund-
satz der sachlichen Stetigkeit). 

Durchbrechung nur in begründeten 
Ausnahmefällen
Die Durchbrechung der Ansatz- und Be-
wertungsstetigkeit ist nur dann zulässig, 
wenn dies sachlich gerechtfertigt ist. Das 
ist grundsätzlich nur der Fall

bei Änderung der rechtlichen Gege-pp
benheiten (insb. Änderung von Gesetz 
und Satzung, Änderung der Rechtspre-
chung);
wenn unter Beachtung der Grundsätze pp
ordnungsmäßiger Buchführung ein bes-
seres, den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- oder Ertragslage vermittelt 
wird; 
wenn Ansatz- oder Bewertungsverein-pp
fachungsverfahren in Anspruch genom
men werden sollen;
bei Anpassung an konzerneinheitliche pp
Bilanzierungsrichtlinien;
bei Verfolgung steuerlicher Ziele. pp

Effekte aus der Änderung von Ansatz- 
und Bewertungsmethoden sind erfolgs-
wirksam zu erfassen und im Anhang zu 
erläutern. Eine Anpassung der Vorjahres-
zahlen ist nicht erforderlich.

IDW RS HFA 30
Die Stellungnahme wurde im Wesentli-
chen um Ausführungen zu den Besonder-
heiten der (Ansatz-)Stetigkeit bei Alters-
versorgungsverpflichtungen ergänzt, für 
die das Passivierungswahlrecht des Art. 
28 Abs. 1 EGHGB besteht.

Stetigkeitsgrundsatz gilt auch für 
Altzusagen und mittelbare Versor­
gungszusagen gemäß Art. 28 Abs. 1 
EGHGB
Wegen des Grundsatzes der Ansatzste-
tigkeit darf der Bilanzierende nicht von 
Geschäftsjahr zu Geschäftsjahr entschei-
den, ob die zusätzlich durch die Versor-
gungsberechtigten erdienten Ansprüche 
aus sog. Altzusagen oder mittelbaren 
Versorgungszusagen passiviert werden 
oder nicht.

Hat der Bilanzierende in vorhergehenden 
Geschäftsjahren keine Anspruchserhö-
hungen aus Altzusagen und /oder mittel-
baren Zusagen passiviert, darf er hieran 
festhalten. Entscheidet er sich indes für 
eine Passivierung, so ist diese Durchbre-
chung des Grundsatzes der Ansatzstetig-
keit zulässig, da sie zu einer verbesserten 
Vermittlung eines den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechenden Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Bilanzierenden beiträgt. Die Bilanzierung 
ist in den Folgejahren fortzuführen.

IDW ERS HFA 42
Der Entwurf berücksichtigt Fragen der 
handelsrechtlichen Bilanzierung bei Ver-
schmelzungen und ersetzt nach endgül
tiger Verabschiedung die IDW Stellung-
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nahme HFA 2/1997: Zweifelsfragen der 
Rechnungslegung bei Verschmelzungen. 
Zudem werden Bilanzierungsfragen bei 
Anwachsung erörtert.

Neben der Neustrukturierung der bishe
rigen Stellungnahme sind Anpassungen 
an den aktuellen Rechtsstand erfolgt, die 
z. B. durch das BilMoG erforderlich wur-
den. Ergänzt wurden darüber hinaus Aus-
führungen zu Verschmelzungen, bei denen 
von der Gewährung von Geschäftsantei-
len bzw. Aktien seitens der übernehmen-
den Gesellschaft abgesehen wird.

Dies ist in bestimmten Fällen möglich, 
wenn es sich bei dem übernehmenden 
Rechtsträger um eine GmbH oder eine 
AG handelt und die Anteilsinhaber des 
bzw. der übertragenden Rechtsträger auf 
die Gewährung von Anteilen verzichten.

Bilanzierung bei Verzicht auf die 
Anteilsgewährung
Der Verzicht auf die Anteilsgewährung 
durch die Anteilsinhaber des übertragen-
den Rechtsträgers kommt insbesondere 
bei Verschmelzungen von Schwester
gesellschaften und Konzernverschmel-
zungen in Betracht (sog. side-stream-
merger). 

In diesen Fällen liegt aus der Sicht des 
übernehmenden Rechtsträgers bei Über-
gang eines positiven Reinvermögens 
eine unentgeltliche Gesellschafterleistung 
vor. Da die Reinvermögensmehrung nicht 
aus der laufenden Geschäftstätigkeit des 

übernehmenden Rechtsträgers stammt, 
sondern als Folge einer umwandlungs-
rechtlichen Maßnahme der Anteilsinhaber 
des übertragenden Rechtsträgers anzu-
sehen ist, erscheint es sachgerecht, den 
positiven Differenzbetrag unmittelbar in 
die Kapitalrücklage nach § 272 Abs. 2 Nr. 
4 HGB einzustellen.

Dementsprechend ist ein anhand vor
sichtig geschätzter Zeitwerte ermitteltes 
negatives Reinvermögen als Sachent-
nahme unmittelbar mit dem Eigenkapital 
zu verrechnen. Bei der Frage, ob eine 
unzulässige Einlagenrückgewähr an die 
Anteilsinhaber des übertragenden Rechts-
trägers vorliegt, ist die Rechtsform des 
übernehmenden Rechtsträgers zu beach
ten: Handelt es sich um eine AG, stellt 
die Übertragung negativen Reinvermö-
gens eine unzulässige Einlagenrückge-
währ nach § 57 Abs. 1 AktG dar. p

Florian Möller / Prof. Dr. Winfried Melcher
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Quellenhinweise

IDW RS HFA 17 und IDW RS HFA 35 pp
wurden im Heft 7/2011 der IDW Fach­
nachrichten und im WPg Supplement 
3/2011 veröffentlicht.

IDW RS HFA 38 und die Ergänzungen pp
des IDW RS HFA 30 wurden im Heft 
8/2011 der IDW Fachnachrichten und 
im WPg Supplement 3/2011 veröffent­
licht.

IDW ERS HFA 42 wurde im Heft 9/2011 pp
der IDW Fachnachrichten und im WPg 
Supplement 3/2011 veröffentlicht.
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Publikationen
Grundmann, Stefan:  
Europäisches Gesellschaftsrecht 
Heidelberg 2011

Seit dem Erscheinen der Erstauflage in 
2004 hat die Europäisierung des Gesell-
schafts- und Kapitalmarktrechts sprung-
haft zugenommen. Das Werk berücksich-
tigt und erläutert zahlreiche Änderungen 
und Entwicklungen, die das europäische 
Gesellschaftsrecht inzwischen gestaltet 
und geprägt haben, u. a.:

die Internationale Fusionsrichtlinie;pp
die Aktionärsrechterichtlinie, mit dem pp
Ziel einer Harmonisierung der internen 
Organisation von Aktiengesellschaften;
die inzwischen im nationalen Recht pp
„angekommene“ und in der Praxis ak
zeptierte Europäische Aktiengesell-
schaft;
die Umsetzung der Übernahmerichtli-pp
nie mit ihren Mitgliedstaatenwahlrech-
ten;
die Kernrichtlinie zu Märkten für Finanzpp
instrumente;
umfassende EuGH-Rechtsprechung.pp

Das Buch bietet dem Praktiker umfas-
sende und vertiefte Informationen zum 
binnenmarktweiten Unternehmensrecht. 
Die Darstellung wird durch interdiszipli-
näre Bezüge abgerundet. Darüber hinaus 
werden wichtige Bereiche beleuchtet, in 
denen europäische Regelungen nicht 
bzw. nur lückenhaft zu finden sind. p

Lorz, Rainer / Kirchdörfer, Rainer: 
Unternehmensnachfolge  
München 2011

Zahlreiche grundlegende regulatorische 
Änderungen haben in den letzten Jahren 
den Bereich der Unternehmensnachfolge 
geprägt. Vor allem das „Gesetz zur Re-
form des Erbschaftsteuer- und Bewer-
tungsrechts“, aber auch das Unterneh-
mensteuerreformgesetz 2008 und wich-
tige Entscheidungen der Finanzgerichte 
haben eine Aktualisierung und Überarbei-
tung der ersten Auflage erforderlich ge-
macht. 

Die Neuauflage widmet sich jedoch nicht 
nur den regulatorischen Entwicklungen. 
So wurde insbesondere den Einsatzmög-
lichkeiten von Stiftungen im Nachfolgepro
zess und den hier geltenden steuerlichen 
Rahmenbedingungen ein viel breiterer 
Raum eingeräumt. Völlig neu sind dage-
gen Ausführungen zu den Möglichkeiten 
und Rahmenbedingungen für den Einsatz 
von Familiengesellschaften, die in der Pra
xis gerade bei der Strukturierung der Nach-
folge eine bedeutsame Rolle spielen. 

Seinem grundlegenden Ansatz und so-
mit auch den Lesern bleibt das Werk je-
doch treu: Die Unternehmensnachfolge 
ist als einer der wichtigsten Teile der stra-
tegischen Unternehmensplanung zu be-
greifen und darzustellen. p

Reuther, Frank / Heyd, Reinhard: 
Praxishandbuch Full IFRS für  
Familienunternehmen und 
Mittelstand 
Berlin 2011

Die zunehmende internationale Verflech-
tung deutscher mittelständischer und Fa-
milienunternehmen steigert die Bedeu-
tung internationaler Rechnungslegung. 
Andererseits stellen die wachsende Kom-
plexität und stetigen Änderungen der In-
ternational Financial Reporting Standards 
(IFRS) die gleichen Unternehmen vor 
enorme Herausforderungen.

Das Praxishandbuch dient als ein Leitfa-
den für den praktikablen Umgang mit den 
IFRS. Der Schwerpunkt wird auf Sachver
halte gelegt, die für Familienunternehmen 
und mittelständische IFRS-Anwender von 
besonderer Bedeutung sind, z. B. kündba-
re Eigenkapitalinstrumente, latente Steu-
ern bei Personengesellschaften oder die 
Beschreibung eines Umstellungsprojekts.

Mithilfe einer durchgängigen Fallstudie 
werden die teilweise komplexen Zusam-
menhänge im Rahmen der Anwendung 
der Rechnungslegungsvorschriften auf 
praxisnahe Art und Weise aufbereitet.

Fundierte Interpretationen internationaler 
Rechnungslegung sowie Denkanstöße 
zur Lösung aktueller Fragestellungen und 
Anwendungsprobleme runden das Werk 
ab. p 
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Ausgewählte Zeitschriftenartikel

Robert Link  / Kristin Vogt: Professionalisie
rung von Aufsichtsräten: Auch ein Thema 
für die GmbH?
in: BB 2011, S. 1899 –1903
Zahlreiche gesetzliche Regelungen und 
Corporate Governance-Bestimmungen 
für börsennotierte Aktiengesellschaften 
finden auf GmbH-Aufsichtsräte entspre-
chende Anwendung. Dadurch werden 
diese ebenso vor die Herausforderung 
gestellt, ihre Rolle für eine gute Unter
nehmensführung und -überwachung zu 
überdenken und Verbesserungsmöglich-
keiten zu eruieren. Die Autoren stellen 
wesentliche Anforderungen der Profes
sionalisierungsdebatte im Hinblick auf 
den Aufsichtsrat der GmbH vor und ge-
ben Anregungen für ihre Erfüllung. p

Gregor Bachmann: Der „Europäische 
Corporate Governance-Rahmen“ – Zum 
Grünbuch 2011 der Europäischen Kom-
mission –
in: WM 2011, S. 1301 – 1348
Das im April 2011 von der Europäischen 
Kommission vorgelegte Grünbuch hat ein 
lebhaftes, überwiegend kritisches Echo 
ausgelöst. Der Autor stellt die zentralen 
Gedanken und Vorschläge der Kommis-
sion vor und nimmt zu diesen Stellung. 
Darüber hinaus stellt er Themen vor, die 
von der Kommission ausgeklammert 
wurden und geht der Frage nach, auf 
welcher Ebene und mit welchen Instru-
menten die vom Grünbuch angeregten 
Maßregeln – wenn überhaupt – getroffen 
werden sollten. p

Harald Gesell: Prüfungsausschuss und 
Aufsichtsrat nach dem BilMoG
in: ZGR 2011, S. 361–  397
Das BilMoG hat die Überwachungspflich-
ten des Aufsichtsrats weiter konkreti-
siert. Die dadurch entstandenen Aufga-
ben können auch an einen Prüfungs
ausschuss übertragen werden. Der Autor 
erläutert in seinem Beitrag, um welche 
Aufgaben und Pflichten es sich handelt, 
und welche Besonderheiten beim fakul-

tativen und obligatorischen Prüfungsaus-
schuss zu beachten sind. Darüber hinaus 
beleuchtet er die Anforderungen an die 
Zusammensetzung des Prüfungsausschus
ses und des Gesamtgremiums und geht 
auch auf die Rechtsfolgen einer Nichtbe-
achtung dieser Vorschriften ein. p

Gerald Spindler: Zur Zukunft der Corpo-
rate Governance Kommission und des 
§ 161 AktG
in: NZG 2011, S. 1007 – 1013
Der Autor äußert in seinem Beitrag Zwei-
fel an der Ein- und Besetzung der Regie-
rungskommission Deutscher Corporate 
Governance Kodex als auch an der Verab-
schiedung ihrer Empfehlungen. Er stellt 
infrage, ob Vorstand und Aufsichtsrat 
tatsächlich die richtigen Adressaten der 
Pflicht zur Entsprechenserklärung seien  
– und nicht vielmehr die Aktionäre – und 
fordert eine gesetzliche Grundlage mit-
samt richterlicher Kontrolle für den Ko-
dex. p

Hartwin Bungert  / Martin Rothfuchs: Vor-
bereitung und Durchführung der Sonder-
prüfung nach § 142 Abs. 2 AktG in der 
Praxis
in: DB 2011, S. 1677 – 1682
Durch das UMAG ist die Wahrscheinlich-
keit gestiegen, dass Aktionäre nach Ab-
lehnung ihres Antrags in der Hauptver-
sammlung einen Antrag auf gerichtliche 
Bestellung nach § 142 Abs. 2 AktG stel-
len. Der Beitrag erörtert die Rechte des 
Sonderprüfers sowie die korrespondie-
renden Pflichten der Gesellschaft und 
gibt einen Überblick über mögliche Maß-
nahmen zur Vorbereitung der Sonder
prüfung. p

Johannes Grooterhorst: Pflichten und 
Haftung des Aufsichtsrats bei zustim-
mungsbedürftigen Geschäften des Vor-
stands
in: NZG 2011, S. 921 –  926
Gemäß § 111 Abs. 4 S. 2 AktG hat die Sat-
zung der Gesellschaft oder der Aufsichts-

Publikationen

rat für „bestimmte Arten von Geschäften“ 
einen Zustimmungsvorbehalt festzule-
gen. Welche Pflichten des Aufsichtsrats 
daraus resultieren und ob der Vorbehalt 
zu einer verschärften Haftung des einzel-
nen Aufsichtsratsmitglieds nach § 116  
S. 1 AktG führt, wird in diesem Beitrag 
untersucht. p

Oliver Beyhs  / Michael Buschhüter  / Anne 
Schurbohm: IFRS 10 und IFRS 12: Die 
neuen IFRS zum Konsolidierungskreis
in: WpG 2011, S. 662 – 671
Der Beitrag erläutert den neuen Beherr-
schungsbegriff des IFRS 10 und stellt ihn 
dem Konzept im bislang anzuwendenden 
IAS 27 gegenüber. Anschließend wird auf 
die neuen Anhangangaben eingegangen, 
die künftig erforderlich sind. Darüber hin-
aus erläutern die Autoren, wie Ersteller 
von IFRS-Abschlüssen die beiden Stan-
dards anzuwenden haben und setzen 
sich kritisch mit IFRS 10 und IFRS 12 aus-
einander. p

Arbeitskreis Externe und Interne Überwa
chung der Unternehmung der Schmalen-
bach-Gesellschaft für Betriebswirtschaft 
e.V.: Überwachung der Wirksamkeit des 
internen Kontrollsystems und des Risiko-
managementsystems durch den Prü-
fungsausschuss – Best Practice
in: DB 2011, S. 2101 – 2105
Der Aufsichtsrat bzw. der Prüfungsaus-
schuss hat gemäß § 107 Abs. 3 S. 2 AktG 
u. a. die Aufgabe, die Wirksamkeit des 
internen Kontrollsystems und Risikoma-
nagementsystems zu überwachen. Aus 
dem Gesetz geht jedoch nicht hervor, in 
welcher Art und Weise diese Überwa-
chungsaufgabe wahrgenommen werden 
soll. Der Beitrag stellt einen Ansatz zur 
Überwachung der Wirksamkeit durch den 
Prüfungsausschuss in Thesenform dar, 
der unabhängig von den organisatorischen 
Gegebenheiten des Unternehmens um-
gesetzt werden kann. p
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In einer neuen Welt der Über
wachung ist die Komplexität  
nicht geringer, aber beherrschbar.

KPMG’s Audit Committee Institute

Aufsichtsrat-Akademie

Neue rechtliche und regulatorische Anforderungen mit dem Resul­
tat zunehmender Professionalisierung stellen die Arbeit im Aufsichts­
rat vor steigende Herausforderungen. KPMG’s Audit Committee 
Institute (ACI) hilft seit Jahren, Ihr Wissen auf dem aktuellen Stand 
zu halten.

Mit der Aufsichtsrat-Akademie setzen wir einen neuen Meilenstein 
in Kooperation mit erfahrenen Aufsichtsratsmitgliedern.

Unsere nächsten Veranstaltungen:

am 31.10. 2011 „Überwachung unternehmerischer Kontrollsysteme“

am 15.11. 2011 „Aktuelle Herausforderungen für den Aufsichtsrat“

Nähere Informationen finden Sie unter  
www.audit-committee-institute.de/akademie

„Die Aufsichtsrat-Akademie bietet ein  
ausgezeichnetes Forum für den  
konzentrierten Wissens- und Erfahrungs- 
austausch unter Aufsichtsräten.“ 
Max Dietrich Kley
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